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HAFTPFLICHTKASSE
DARMSTADT

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank, dass Sie sich fur unsere Privat- und Tierhalter-Haftpflichtversicherung interessieren.

Mit den lhnen hier vorliegenden Verbraucherinformationen kénnen Sie sich umfassend uber unsere Gesellschaft, die

Privat- und Tierhalter-Haftpflichtversicherung und deren Bestimmungen und Bedingungen informieren. Ferner erhalten

Sie wichtige Hinweise zu gesetzlichen Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes.
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| Produktinformationsblatt zur

HAFTPFLICHTKASSE
DARMSTADT

Privat-Haftpflichtversicherung “K

Mit den nachfolgenden Informationen méchten wir lhnen einen ersten Uberblick tiber die angebotene Versicherung ge-
ben. Diese Informationen sind jedoch nicht abschlieRend. Der vollstdndige Vertragsinhalt ergibt sich aus dem Antrag,
dem Versicherungsschein und den beigefiigten Versicherungsbedingungen.

1. Art der Versicherung

2. Umfang der
Versicherung

3. Beitrag

Wir bieten lhnen eine Privat-Haftpflichtversicherung an. Grundlage sind die ak-
tuellen Verbraucherinformationen sowie alle weiteren im Antrag genannten Be-
sonderen Bedingungen und Vereinbarungen.

Die Privat-Haftpflichtversicherung schitzt Sie im vereinbarten Umfang vor fi-
nanziellen Risiken, bis zur gewahlten Versicherungssumme. Versichert ist lhre
gesetzliche Haftpflicht als Privatperson aus den Gefahren des téglichen Le-
bens, z. B.

- als FuBgéanger oder Radfahrer im Stral3enverkehr
- im Ausland

- bei Sport

- in Haus und Wohnung

Unsere Leistungspflicht umfasst dabei die Prifung der Leistungsfrage, den Er-
satz des Schadens sowie die Abwehr unbegrindeter Schadenersatzanspriiche.

Unsere Produktlinie PHV VARIO Komfort beinhaltet neben den gesetzlich
festgelegten Schadenersatzverpflichtungen bereits zahlreiche Leistungserweite-
rungen wie z. B. Ausfalldeckung ohne Mindestschadenhdhe, Gefalligkeitsscha-
den, Mietsachschaden, Verlust privater fremder Schlussel, gesetzliche Haft-
pflicht aus dem Besitz von Photovoltaikanlagen/Solaranlagen inklusive Einspei-
sung in das offentliche Stromnetz. Weitere Leistungseinschlisse kdnnen Sie
unserer aktuellen Deckungsibersicht enthehmen.

Dariiber hinaus bieten wir die Mdglichkeit, durch unsere nachstehend genann-
ten VARIO-Pakete den Versicherungsschutz bedarfsgerecht zu erganzen:

VARIO Paket Freizeit

VARIO Paket Beruf

VARIO Paket Recht

VARIO Paket Erweiterte Vorsorge

Unser Komplettangebot PHV VARIO Komfort PLUS beinhaltet bereits alle
wahlbaren Pakete.

Beide Produktlinien stehen lhnen in den Varianten Familie, Single, 60 Aktiv und
mit einem Selbstbehalt zur Verfigung. Eine Erlduterung unserer Tarifvarianten
entnehmen Sie bitte unserer aktuellen Deckungsubersicht. Flexibel kénnen Sie
auch bei der Wabhl lhrer Versicherungssumme sein. So kdnnen Sie zwischen 3,
10 und sogar 50 Mio. EUR wéahlen.

Dartiber hinaus bieten wir fiir beamtete und angestellte Lehrer im 6ffentlichen
Dienst die Mdglichkeit auf Einschluss einer Lehrer-Haftpflichtversicherung an. In
Verbindung mit der Lehrer-Haftpflichtversicherung kdnnen Sie zwischen den
Versicherungssummen 3 und 10 Mio. EUR wéhlen.

Die Hohe lhres Beitrags ist abhangig vom konkret gewéhlten Versicherungs-
schutz und der Art der Zahlungsweise. Einzelheiten hierzu finden Sie in lThrem
Antrag unter Zahlungsweise und Laufzeit oder in unserem Angebot unter Bei-
tragszahlung. Beachten Sie aber bitte, dass Sie endgiltige Angaben erst Ihrem
Versicherungsschein entnehmen kénnen.
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Eine Haftpflichtversicherung, die samtliche Haftpflichtfalle umfasst, gibt es nicht.
Jede Haftpflichtversicherung enthalt Ausschliisse. Ausgeschlossen sind insbe-
sondere

4. Ausschliisse

- vorsétzlich herbeigefiihrte Schaden
- Strafen und Buf3gelder

Diese Aufzahlung ist nicht abschlieBend. Weitere wichtige Ausschlisse finden
Sie unter Ziffer 7 der zugrunde liegenden AHB sowie in den jeweiligen BBR.
5. Obliegenheiten bei

Vertragsschluss Damit wir IThren Antrag ordnungsgemaf prifen kénnen, missen Sie die im An-
tragsformular enthaltenen Fragen unbedingt wahrheitsgemafl und vollstandig
beantworten. Beachten Sie die benannten Verpflichtungen mit Sorgfalt. lhre
Nichtbeachtung kann schwerwiegende Konsequenzen fir Sie haben. Je nach
Art der Pflichtverletzung kénnen Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teil-
weise verlieren. Unter Umstanden kénnen wir uns auch vorzeitig vom Vertrag
I6sen.

) ) Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 23 der AHB.
6. Obliegenheiten wéhrend
der Laufzeit des Vertrages Teilen Sie uns neue Umstande oder Risiken, die wahrend der Vertragslaufzeit
entstanden sind, mit, z. B. Anderung des Familienstandes, Anschaffung eines
Hundes oder Pferdes, Bau eines Hauses, Eréffnung eines Betriebes.

) . . Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Ziffern 3, 4 und 13 der AHB.
7. Obliegenheiten bei Eintritt
des Versicherungsfalles Sorgen Sie nach Méglichkeit fiir die Abwendung oder Minderung eines Scha-
dens und zeigen Sie uns jeden Schadenfall, der einen Haftpflichtschaden zur
Folge haben kénnte, unverzuglich an.

Im Rahmen lhrer Aufklarungspflicht sind Sie insbesondere verpflichtet, unsere
Fragen zum Schadenfall wahrheitsgemaf und vollstandig zu beantworten.

Alle gerichtlichen oder behordlichen Verfahren, die im Zusammenhang mit dem
Schaden gegen Sie erhoben werden (z. B. Mahnverfahren, staatsanwaltliches
Verfahren, Klage und Anklage, Streitverkiindung), sind uns unverziglich mitzu-
teilen und dagegen ohne besondere Aufforderung fristgerecht Rechtsmittel ein-
zulegen. Bitte Uberlassen Sie uns die Abwicklung des gemeldeten Schadenfal-
les.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 25 der AHB.

Die Nichtbeachtung der Obliegenheiten kann schwerwiegende Konsequenzen
fur Sie haben. Je nach Art der Pflichtverletzung kdnnen Sie lhren Versiche-
rungsschutz ganz oder teilweise verlieren. Unter Umstdnden kénnen wir uns
auch vorzeitig vom Vertrag losen.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 26 der AHB.
8. Beginn und Ende des
Versicherungsschutzes Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein/in unserem An-
gebot angegebenen Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrags rechtzeitig er-
folgt. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlangert er
sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir den Vertrag
nicht spatestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit kiindigen. Hat
lhr Vertrag eine Laufzeit von mehr als drei Jahren, kdnnen Sie diesen schon
zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres kiindigen. Beachten
Sie auch hier, dass uns Ihre Kiindigung drei Monate vor Ablauf Ihrer Vertrags-
laufzeit zugehen muss. Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Ziffern 8 und 16
der AHB.
9. Moglichkeiten der Been-
digung des Vertrages Weitere Kiindigungsmdglichkeiten bestehen beispielsweise durch endgtiltiges
Wegfallen lhres Versicherungsrisikos oder nach einem Versicherungsfall.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Ziffern 17 bis 21 der beigefluigten AHB.
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Mit den nachfolgenden Informationen méchten wir lhnen einen ersten Uberblick tiber die angebotene Versicherung ge-
ben. Diese Informationen sind jedoch nicht abschlieRend. Der vollstdndige Vertragsinhalt ergibt sich aus dem Antrag,
dem Versicherungsschein und den beigefiigten Versicherungsbedingungen.

1. Art der Versicherung Wir bieten lhnen eine Tierhalter-Haftpflichtversicherung an. Grundlage sind die
aktuellen Verbraucherinformationen sowie alle weiteren im Antrag genannten
Besonderen Bedingungen und Vereinbarungen.

2. Umfang der Die Tierhalter-Haftpflichtversicherung schitzt Sie im vereinbarten Umfang vor
Versicherung finanziellen Risiken, bis zur gewahlten Versicherungssumme. Versichert ist lhre
gesetzliche Haftpflicht als Halter von Hunden und/oder Pferden.

Unsere Leistungspflicht umfasst dabei die Prifung der Leistungsfrage, den Er-
satz des Schadens sowie die Abwehr unbegriindeter Schadenersatzanspriche.

Neben den gesetzlich festgelegten Schadenersatzverpflichtungen sind in unse-
rer Tierhalter-Haftpflichtversicherung beispielsweise Haftpflichtanspriiche aus
Schaden infolge der Teilnahme an Hunde-/Pferderennen, Turnieren sowie den
Vorbereitungen hierzu mitversichert. Zusétzlich sind auch Mietsachschéden an
Immobilien und Mobilien in der Tierhalter-Haftpflichtversicherung mitversichert.
Den konkreten Leistungsumfang kénnen Sie den Besonderen Bedingungen
entnehmen.

Als Hundehalter steht lhnen auch eine Tarifvariante mit Selbstbehalt zur Aus-
wahl, zudem existiert eine Tarifvariante flir Senioren.

Als Pferdehalter steht Ihnen auch eine Tarifvariante mit Selbstbehalt zur Aus-
wahl, zudem existiert eine Tarifvariante flir Pferde bis 148 cm StockmafR.

Flexibel kénnen Sie auch bei der Wahl lhrer Versicherungssumme sein. So
kénnen Sie zwischen 5 und 10 Mio. EUR wahlen.

3. Beitrag Die Hohe lhres Beitrags ist abhéngig vom konkret gewahlten Versicherungs-
schutz und der Art der Zahlungsweise. Einzelheiten hierzu finden Sie in Ihrem
Antrag unter Zahlungsweise und Laufzeit oder in unserem Angebot unter Bei-
tragszahlung. Beachten Sie aber bitte, dass Sie endglltige Angaben erst Ihrem
Versicherungsschein entnehmen kénnen.

4. Ausschlisse Eine Haftpflichtversicherung, die samtliche Haftpflichtféalle umfasst, gibt es nicht.
Jede Haftpflichtversicherung enthalt Ausschliisse. Ausgeschlossen sind insbe-
sondere

- vorséatzlich herbeigefiihrte Schaden
- Strafen und Buf3gelder

Diese Aufzahlung ist nicht abschlieBend. Weitere wichtige Ausschlisse finden
Sie unter Ziffer 7 der zugrunde liegenden AHB sowie in den jeweiligen BBR.

5. Obliegenheiten bei Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemaf prifen kénnen, missen Sie die im An-
Vertragsschluss tragsformular enthaltenen Fragen unbedingt wahrheitsgemafl und vollstandig
beantworten. Beachten Sie die benannten Verpflichtungen mit Sorgfalt. lhre
Nichtbeachtung kann schwerwiegende Konsequenzen fir Sie haben. Je nach
Art der Pflichtverletzung kénnen Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teil-
weise verlieren. Unter Umstanden kénnen wir uns auch vorzeitig vom Vertrag

I6sen.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 23 der AHB.

6. Obliegenheiten wéhrend Teilen Sie uns neue Umstande oder Risiken, die wahrend der Vertragslaufzeit
der Laufzeit des Vertrages entstanden sind, mit, z. B. Anderung des Familienstandes, Anschaffung eines
Hundes oder Pferdes, Bau eines Hauses, Er6ffnung eines Betriebes. Einzelhei-

ten entnehmen Sie bitte den Ziffern 3, 4 und 13 der AHB.



7. Obliegenheiten bei Eintritt
des Versicherungsfalles

8. Beginn und Ende des
Versicherungsschutzes

9. Moglichkeiten der Been-
digung des Vertrages
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Sorgen Sie nach Mdéglichkeit fir die Abwendung oder Minderung eines Scha-
dens und zeigen Sie uns jeden Schadenfall, der einen Haftpflichtschaden zur
Folge haben kénnte, unverzuglich an.

Im Rahmen lhrer Aufklarungspflicht sind Sie insbesondere verpflichtet, unsere
Fragen zum Schadenfall wahrheitsgemaf und vollstédndig zu beantworten.

Alle gerichtlichen oder behordlichen Verfahren, die im Zusammenhang mit dem
Schaden gegen Sie erhoben werden (z. B. Mahnverfahren, staatsanwaltliches
Verfahren, Klage und Anklage, Streitverkiindung), sind uns unverziglich mitzu-
teilen und dagegen ohne besondere Aufforderung fristgerecht Rechtsmittel ein-
zulegen.

Bitte Uberlassen Sie uns die Abwicklung des gemeldeten Schadenfalles. Ein-
zelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 25 der AHB.

Die Nichtbeachtung der Obliegenheiten kann schwerwiegende Konsequenzen
fur Sie haben. Je nach Art der Pflichtverletzung kénnen Sie lhren Versiche-
rungsschutz ganz oder teilweise verlieren. Unter Umstdnden kénnen wir uns
auch vorzeitig vom Vertrag losen.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 26 der AHB.

Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein/in unserem An-
gebot angegebenen Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrags rechtzeitig er-
folgt. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlangert er
sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir den Vertrag
nicht spatestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit kiindigen. Hat
lhr Vertrag eine Laufzeit von mehr als drei Jahren, kdnnen Sie diesen schon
zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres kindigen. Beachten
Sie auch hier, dass uns Ihre Kiindigung drei Monate vor Ablauf Ihrer Vertrags-
laufzeit zugehen muss.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Ziffern 8 und 16 der AHB.

Weitere Kiindigungsmdglichkeiten bestehen beispielsweise durch endgultiges
Wegfallen lhres Versicherungsrisikos oder nach einem Versicherungsfall.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Ziffern 17 bis 21 der beigefiigten AHB.



[l Allgemeine Informationen fir den Versicherungsnehmer

1. Gesellschaftsangaben

2. Hauptgeschaftstatigkeit

3. Gesamtbeitrag

4. Angaben zur
Beitragszahlung

5. Giltigkeitsdauer von
Angeboten

6. Widerrufsrecht

7. Anwendbares Recht und
zustandiges Gericht
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Haftpflichtkasse Darmstadt
— Haftpflichtversicherung des
Deutschen Hotel- und Gaststattengewerbes — VVaG

Sitz der Gesellschaft: RoRdorf b. Darmstadt
Registergericht Darmstadt HRB 1204

Anschrift:
Arheilger Weg 5
64380 Rol3dorf

Vorsitzender des Aufsichtsrates:
Ludwig Hagn

Vorstand:

Dieter Grathwohl (Vorsitzender)
Klaus-Jirgen Eistert

Karl-Heinz Fahrenholz

Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT ist als Erstversicherer in den Sparten
Haftpflichtversicherung, Hausratversicherung und Unfallversicherung tatig.

Der zu zahlende Beitrag ist abhangig von dem Leistungsumfang und den Versi-
cherungs-/Deckungssummen. Der Beitrag sowie eventuelle Ratenzuschlage
und die Versicherungsteuer ergeben sich aus dem Antrag bzw. dem Angebot.

Erstbeitrag:

Die Zahlung des Erstbeitrags gilt als rechtzeitig erbracht, wenn diese unverzig-
lich nach Ablauf von zwei Wochen nach dem Erhalt des Versicherungsscheins
erbracht wurde.

Folgebeitrag:
Die Zahlung des Folgebeitrags gilt als rechtzeitig erbracht, wenn diese zu dem
in der Rechnung genannten Zeitpunkt (Falligkeit) erbracht wurde.

Lastschriftverfahren:

Ist das Lastschriftverfahren vereinbart, ist die Zahlung des Erstbeitrags/des Fol-
gebeitrags rechtzeitig, wenn wir den Beitrag zum falligen Zeitpunkt einziehen
konnten und nicht gegen das Lastschriftverfahren Widerspruch eingelegt wurde.

Ratenzahlung:

In der Regel ist eine Vereinbarung auf Ratenzahlung mit halb-, vierteljahrlichen
oder monatlichen Raten mdglich. Die Voraussetzungen hierfur sind in den Ta-
rifbestimmungen unter Ratenzahlung festgelegt. Ist die Zahlung des Jahresbei-
trags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten
Jahresbeitrags. Es gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten Zah-
lungsterminen als gestundet. Die gestundeten Raten der laufenden Versiche-
rungsperiode werden sofort fallig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Ra-
te ganz oder teilweise in Verzug ist.

Von uns erstellte Angebote haben eine Giiltigkeit von sechs Wochen ab Erstel-
lungsdatum.

Sie haben das Recht, den Vertrag innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen.
Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem gesonderten Informationsblatt zum Wi-
derrufsrecht.

Es findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung.



8. Vertragssprache

9. Beschwerdestellen /
Aufsichtsbehdrde
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Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die gericht-
liche Zusténdigkeit nach unserem Sitz oder dem unserer fiir den Versiche-
rungsvertrag zustandigen Niederlassung. Ortlich zustandig ist auch das Gericht,
in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung lhren Wohnsitz oder, in Er-
mangelung eines solchen, Ihren gewohnlichen Aufenthalt haben.

Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie missen bei dem Gericht er-
hoben werden, das fir lhren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den
Ort Ihres gewdhnlichen Aufenthalts zustandig ist.

Die Vertragssprache ist Deutsch.

Wir sind stets bemuht, alle Angelegenheiten zur vollsten Zufriedenheit unserer
Kunden zu erledigen. Dennoch kann es im Einzelfall vorkommen, dass Sie An-
lass zur Beschwerde sehen. In solchen Fallen kénnen Sie sich an folgende
Stellen wenden:

- lhre Vermittlerin/lhren Vermittler

- den Vorstand der Haftpflichtkasse Darmstadt — Haftpflichtversicherung
des Deutschen Hotel- und Gaststattengewerbes — VVaG

- Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Bereich Versicherungen
Graurheindorfer Stral3e 108
53117 Bonn

- Versicherungsombudsmann e. V.
Postfach 08 06 32
10006 Berlin



IV Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemaf prifen kdnnen, ist es notwendig, dass Sie die im Antrag gestellten
Fragen wahrheitsgemaf und vollstandig beantworten. Es sind auch solche Umstande anzugeben, denen Sie nur geringe

Bedeutung beimessen.

Angaben, die Sie nicht gegentber dem Versicherungsvermittler machen méchten, sind unverzuglich und unmittelbar ge-
geniiber der Haftpflichtkasse Darmstadt — Haftpflichtversicherung des Deutschen Hotel- und Gaststattengewerbes —
VVaG, Arheilger Weg 5, 64380 RoRRdorf schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie lhren Versicherungsschutz gefahrden, wenn Sie unrichtige oder unvollstandige Angaben
machen. Néhere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht kénnen Sie der nachstehenden Infor-

mation entnehmen.

Welche vorvertraglichen
Anzeigepflichten bestehen?

Welche Folgen kénnen ein-
treten, wenn eine vorvertrag-
liche Anzeigepflicht verletzt
wird?

Sie sind bis zur Abgabe lhrer Vertragserklarung verpflichtet, alle Ihnen bekann-
ten gefahrerheblichen Umstande, nach denen wir in Textform gefragt haben,
wahrheitsgemal und vollsténdig anzuzeigen. Wenn wir nach lhrer Vertragser-
klarung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Um-
stédnden fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

1. Rucktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, kénnen wir vom Vertrag zu-
riicktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch gro-
be Fahrlassigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlassiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Ruck-
trittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stéande, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatten.

Im Fall des Riicktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklaren wir den Riick-
tritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung ver-
pflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene
Umstand

- weder fUr den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
- noch fur die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht

urséchlich war. Unsere Leistungspflicht entfallt jedoch, wenn Sie die Anzeige-
pflicht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rucktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum
Wirksamwerden der Rucktrittserklarung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. Kindigung

Koénnen wir nicht vom Vertrag zuriicktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzei-
gepflicht lediglich einfach fahrlassig oder schuldlos verletzt haben, kénnen wir
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kiindigen.

Unser Kindigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstande, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hatten.

3. Vertragsanderung

Kodnnen wir nicht zuriicktreten oder kiindigen, weil wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstéande, wenn auch zu anderen Be-
dingungen, geschlossen hatten, werden die anderen Bedingungen auf unser
Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlassig verletzt,
werden die anderen Bedingungen riickwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie
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die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhoht sich durch die Vertragsdnderung der Beitrag um mehr als 10 % oder
schlieBen wir die Gefahrabsicherung fiir den nicht angezeigten Umstand aus,
kénnen Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mittei-
lung Uber die Vertragsanderung fristlos kiindigen. Auf dieses Recht werden wir
Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausibung unserer Rechte

Wir kbnnen unsere Rechte zum Rucktritt, zur Kiindigung oder zur Vertragsan-
derung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt
mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das
von uns geltend gemachte Recht begriindet, Kenntnis erlangen. Bei der Aus-
Ubung unserer Rechte haben wir die Umstande anzugeben, auf die wir unsere
Erklarung stiitzen. Zur Begriindung kénnen wir nachtraglich weitere Umstande
angeben, wenn fiir diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

Wir kdnnen uns auf die Rechte zum Rucktritt, zur Kiindigung oder zur Vertrags-
anderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder
die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
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Sie kdnnen Ihre Vertragserklarung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Grinden in Textform (z. B. Brief, Fax,
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschlieR3lich
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes in Verbindung mit den 88 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in
Textform erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist gentigt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an: Haftpflichtkasse Darmstadt — Haftpflichtversicherung des Deutschen Hotel- und Gaststat-
tengewerbes — VVaG, Arheilger Weg 5, 64380 Rol3dorf, Telefax: 0 61 54/6 01-22 88, E-Mail: info@haftpflichtkasse.de.

Widerrufsfolgen

Besondere Hinweise

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir er-
statten lhnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der
Pramien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem
Ende der Widerrufsfrist beginnt.

Die Erstattung zurlickzuzahlender Betrage erfolgt unverzuglich, spatestens 30
Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor
dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass emp-
fangene Leistungen zurlickzugewéahren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen)
herauszugeben sind.

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf lhren ausdriicklichen Wunsch
sowohl von lhnen als auch von uns vollstandig erfillt ist, bevor Sie lhr Wider-
rufsrecht ausgeiibt haben.
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2.2

Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall

Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risi-

kos fur den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines

wahrend der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha-
denereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach-
oder sich daraus ergebenden Vermdgensschaden zur Folge hat-
te, aufgrund
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts

von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genommen

wird.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schadi-

gung des Dritten unmittelbar entstanden ist.

Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Schaden-

ereignis gefuhrt hat, kommt es nicht an.

Kein Versicherungsschutz besteht fir Anspriiche, auch wenn es

sich um gesetzliche Anspriiche handelt,

(1) auf Erfullung von Vertragen, Nacherfillung, aus Selbst-
vornahme, Rucktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der
Leistung;

(2) wegen Schaden, die verursacht werden, um die Nacherfil-
lung durchfiihren zu kénnen;

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes
oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung
geschuldeten Erfolges;

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf
ordnungsgeméaRe Vertragserfillung;

(5) auf Ersatz von Vermégensschaden wegen Verzdgerung der
Leistung;

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfullung tretender Ersatz-
leistungen.

Vermogensschaden, Abhandenkommen von Sachen

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung

erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen

Inhalts des Versicherungsnehmers wegen

Vermodgensschéaden, die weder durch Personen- noch durch

Sachschaden entstanden sind;

Schaden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden

dann die Bestimmungen lber Sachschaden Anwendung.
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Versichertes Risiko

Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachtrdgen an-
gegebenen Risiken des Versicherungsnehmers;

(2) aus Erhohungen oder Erweiterungen der im Versicherungs-
schein und seinen Nachtragen angegebenen Risiken. Dies
gilt nicht fiir Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von ver-
sicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen
sowie fur sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder De-
ckungsvorsorgepflicht unterliegen;

(3) aus Risiken, die fur den Versicherungsnehmer nach Ab-
schluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversiche-
rung) und die in Ziff. 4 naher geregelt sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhéhungen

des versicherten Risikos durch Anderung bestehender oder Er-

lass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag
jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 kiindigen.

Vorsorgeversicherung

Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu

entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort

versichert.

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung

des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats
anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitrags-
rechnung erfolgen. Unterlésst der Versicherungsnehmer die
rechtzeitige Anzeige, entfallt der Versicherungsschutz fur
das neue Risiko ruckwirkend ab dessen Entstehung.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko ange-
zeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen,
dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung
und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die An-
zeigefrist noch nicht verstrichen war.

(2) Der Versicherer ist berechtigt, fir das neue Risiko einen an-
gemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung
Uber die Hohe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem
Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfallt der
Versicherungsschutz fur das neue Risiko rickwirkend ab
dessen Entstehung.

Der Versicherungsschutz fiir neue Risiken ist von ihrer Entste-
hung bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag
von 1.000.000 EUR pauschal fur Personen- und Sachschaden
und — soweit vereinbart — 100.000 EUR fir Vermogensschaden
begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere Versi-
cherungssummen festgesetzt sind.

Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht fur Risiken

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Fiihren eines Kraft-,
Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zu-
lassungs-, Fuhrerschein- oder Versicherungspflicht unterlie-
gen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Fuhren von Bahnen;

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unter-
liegen;

(4) die kurzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsvertragen zu versi-
chern sind.

Leistungen der Versicherung

Der Versicherungsschutz umfasst die Prufung der Haftpflicht-

frage, die Abwehr unberechtigter Schadenersatzanspriiche und

die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten

Schadenersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn der

Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskréaftigen Urteils,

Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschadigung verpflichtet

ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse

und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustim-
mung des Versicherers abgegeben oder geschlossen worden
sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne

Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hatte.

Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers

mit bindender Wirkung fur den Versicherer festgestellt, hat der

Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom

Anspruch des Dritten freizustellen.

Der Versicherer ist bevollmachtigt, alle ihm zur Abwicklung des

Schadens oder Abwehr der Schadenersatzanspriiche zweckma-

RBig erscheinenden Erklarungen im Namen des Versicherungs-

nehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit Uber

Schadenersatzanspriche gegen den Versicherungsnehmer, ist

der Versicherer zur Prozessfuhrung bevollméachtigt. Er fihrt den

Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine

Kosten.
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Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses,

das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflicht-

anspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidi-

gers fur den Versicherungsnehmer von dem Versicherer ge-

winscht oder genehmigt, so tragt der Versicherer die gebuhren-

ordnungsmaéRBigen oder die mit ihm besonders vereinbarten ho-

heren Kosten des Verteidigers.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das

Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente

zu fordern, so ist der Versicherer zur Ausibung dieses Rechts

bevolimé&chtigt.

Begrenzung der Leistungen

Die Entschadigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Ver-

sicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen be-

grenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz

auf mehrere entschadigungspflichtige Personen erstreckt.

Mehrere wahrend der Wirksamkeit der Versicherung eintretende

Versicherungsfélle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeit-

punkt des ersten dieser Versicherungsfalle eingetreten ist, wenn

diese

e auf derselben Ursache,

e auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder

e auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mangeln

beruhen.

Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungs-

nehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungs-

schein festgelegten Betrag an der Schadenersatzleistung

(Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist

der Versicherer auch in diesen Fallen zur Abwehr unberechtigter

Schadenersatzanspriiche verpflichtet.

Die Aufwendungen des Versicherers fiir Kosten werden nicht auf

die Versicherungssummen angerechnet.

Ubersteigen die begriindeten Haftpflichtanspriiche aus einem

Versicherungsfall die Versicherungssumme, tragt der Versicherer

die Prozesskosten im Verhéltnis der Versicherungssumme zur

Gesamthohe dieser Anspriche.

Hat der Versicherungsnehmer an den Geschadigten Renten-

zahlungen zu leisten und Ubersteigt der Kapitalwert der Rente die

Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger

Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Rest-

betrag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente

nur im Verhaltnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbe-

trages zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.

Fur die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende

Vorschrift der Verordnung tber den Versicherungsschutz in der

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gultigen Fas-

sung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrags, mit dem sich der Versiche-

rungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss,

wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder

die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversiche-

rungssumme ubersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ih-

rem vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-

pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich

am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Ver-

sicherer fur den von der Weigerung an entstehenden Mehrauf-

wand an Entschadigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht auf-

zukommen.

Ausschlisse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachtragen nicht aus-

driicklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung

ausgeschlossen:

Versicherungsanspriiche aller Personen, die den Schaden vor-

satzlich herbeigefiihrt haben.

Versicherungsanspriiche aller Personen, die den Schaden da-

durch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangel-

haftigkeit oder Schadlichkeit

. Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

. Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

Haftpflichtanspriiche, soweit sie aufgrund Vertrags oder Zusagen

Uber den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-

rungsnehmers hinausgehen.

Haftpflichtanspriiche

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 be-
nannten Personen gegen die Mitversicherten,

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Ver-
sicherungsvertrages,

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versiche-
rungsvertrages.
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Haftpflichtanspriiche gegen den Versicherungsnehmer

(1) aus Schadenfallen seiner Angehérigen, die mit ihm in hausli-
cher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungs-
vertrag mitversicherten Personen gehoren; als Angehdrige
gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adop-
tiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern
und -kinder, GroReltern und Enkel, Geschwister sowie Pfle-
geeltern und -kinder (Personen, die durch ein familienahnli-
ches, auf langere Dauer angelegtes Verhéltnis wie Eltern
und Kinder miteinander verbunden sind);

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der
Versicherungsnehmer eine geschaftsunféhige, beschrankt
geschaftsfahige oder betreute Person ist;

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person des privaten oder 6f-
fentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfahiger Verein ist;

(4) von seinen unbeschrankt personlich haftenden Gesellschaf-
tern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handels-
gesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bir-
gerlichen Rechts ist;

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern.

Zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:

Die Ausschlisse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) erstrecken
sich auch auf Haftpflichtanspriiche von Angehérigen der dort ge-
nannten Personen, die mit diesen in hauslicher Gemeinschaft le-

ben.
7.6

7.7

Haftpflichtanspriiche wegen Schaden an fremden Sachen und
allen sich daraus ergebenden Vermodgensschaden, wenn der
Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepach-
tet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind.
Haftpflichtanspriche wegen Schaden an fremden Sachen und
allen sich daraus ergebenden Vermégensschaden, wenn

(1) die Schaden durch eine gewerbliche oder berufliche Tatig-
keit des Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbei-
tung, Reparatur, Beférderung, Prifung und dgl.) entstanden
sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur
insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar
von der Tatigkeit betroffen waren;

(2) die Schaden dadurch entstanden sind, dass der Versiche-
rungsnehmer diese Sachen zur Durchfilhrung seiner ge-
werblichen oder beruflichen Tatigkeiten (als Werkzeug,
Hilfsmittel, Materialablageflache und dgl.) benutzt hat; bei
unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit,
als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der
Benutzung betroffen waren;

(3) die Schaden durch eine gewerbliche oder berufliche Tatig-
keit des Versicherungsnehmers entstanden sind und sich
diese Sachen oder — sofern es sich um unbewegliche Sa-
chen handelt — deren Teile im unmittelbaren Einwirkungs-
bereich der Tatigkeit befunden haben; dieser Ausschluss gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum
Zeitpunkt der Tatigkeit offensichtlich notwendige Schutzvor-
kehrungen zur Vermeidung von Schaden getroffen hatte.

Zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:

Sind die Voraussetzungen der Ausschlisse in Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7
in der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevoll-
méchtigten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gege-
ben, so entféllt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar so-
wohl fiir den Versicherungsnehmer als auch fur die durch den Ver-
sicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen.

7.8

7.9

Haftpflichtanspriche wegen Schaden an vom Versicherungs-
nehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder
sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung
oder Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergeben-
den Vermdgensschaden. Dies gilt auch dann, wenn die Scha-
denursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in
einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschadigung oder
Vernichtung der Sache oder Leistung fiihrt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im
Auftrag oder fur Rechnung des Versicherungsnehmers die Her-
stellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sons-
tigen Leistungen Gbernommen haben.

Haftpflichtanspriche aus im Ausland vorkommenden Schaden-
ereignissen; Anspriche aus 8 110 Sozialgesetzbuch VII sind je-
doch mitversichert.



Folgende Ausschlusse Ziff. 7.10 bis Ziff. 7.14 (2) und Ziff. 7.15
bis ziff. 7.18 gelten nicht im Rahmen der Versicherung priva-
ter Haftpflichtrisiken:

7.10

7.11

7.12

7.13

7.14

7.15

7.16

7.17

7.18

Anspriiche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Um-
weltschaden gemaR Umweltschadensgesetz oder anderer auf
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nati-
onaler Umsetzungsgesetze geltend gemacht werden. Dies gilt
auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen
Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschéden entstan-
denen Kosten in Anspruch genommen wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber fiir solche Anspriiche erhal-
ten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder
anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basie-
render nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzli-
cher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den
Versicherungsnehmer geltend gemacht werden kdnnten.
Haftpflichtanspriche wegen Schaden, die auf Asbest, asbesthal-
tige Substanzen oder Erzeugnisse zuriickzufiihren sind.
Haftpflichtanspriche wegen Schéden, die in unmittelbarem oder
mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisie-
renden Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder
Rontgenstrahlen).

Haftpflichtanspriche wegen Schaden, die zurtickzuftihren sind
auf

(1) gentechnische Arbeiten,

(2) gentechnisch veranderte Organismen (GVO),

(3) Erzeugnisse, die

e Bestandteile aus GVO enthalten,

e aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.
Haftpflichtanspriche aus Sachschaden, welche entstehen durch
(1) Abwaésser, soweit es sich nicht um hausliche Abwéasser han-

delt,

(2) Senkungen von Grundstiicken oder Erdrutschungen,
Nachstehender Ausschluss gem. Ziff. 7.14 (3) bleibt auch fir
private Haftpflichtrisiken bestehen:
(3) Uberschwemmungen stehender oder flieRender Gewéasser.
Haftpflichtanspriche wegen Schaden aus dem Austausch, der
Ubermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit
es sich handelt um Schéaden aus
(1) Loéschung, Unterdriickung, Unbrauchbarmachung oder Ver-
anderung von Daten,
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,
(3) Stdrung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch,
(4) Ubermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.
Haftpflichtanspriiche wegen Schaden aus Personlichkeits- oder
Namensrechtsverletzungen.
Haftpflichtanspriiche wegen Schaden aus Anfeindung, Schikane,
Belastigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierun-
gen.
Haftpflichtanspriiche wegen Personenschaden, die aus der Uber-
tragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren.
Das Gleiche gilt fur Sachschéaden, die durch Krankheit der dem
Versicherungsnehmer gehdrenden, von ihm gehaltenen oder
verduferten Tiere entstanden sind. In beiden Féllen besteht Ver-
sicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass
er weder vorsatzlich noch grob fahrlassig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung

8.

9.1

9.2

Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer
den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von
Ziff. 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthélt die Ver-
sicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom
Gesetz bestimmten Héhe zu entrichten hat.

Zahlung und Folgen verspéteter Zahlung/erster oder
einmaliger Beitrag

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverziiglich nach Ablauf
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins féllig.
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als
erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei-
trag nicht rechtzeitig, sondern zu einem spéteren Zeitpunkt, be-
ginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Fur Versicherungsfalle, die
bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur
dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch ei-
nen auffalligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht
hat.

9.3
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Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei-
trag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurtick-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann
nicht zuriicktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

Zahlung und Folgen verspéteter Zahlung/Folgebeitrag
Die Folgebeitrage sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist,
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums féllig. Die
Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt er-
folgt.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerat der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er
die verspatete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug
entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen
betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die
rickstandigen Betrage des Beitrags, Zinsen und Kosten im Ein-
zelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den
Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis
zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zah-
lungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen
wurde.

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Frist kiindigen, wenn er den Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Zziff. 10.2
Abs. 3 darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekiindigt und zahlt der Versicherungsneh-
mer danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag,
besteht der Vertrag fort. Fir Versicherungsfélle, die zwischen
dem Zugang der Kiindigung und der Zahlung eingetreten sind,
besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschrifterméchtigung
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Falligkeitstag
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer
berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der féllige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zah-
lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverziiglich nach ei-
ner in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versi-
cherers erfolgt.

Kann der féllige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer die Einzugsermachtigung widerrufen hat, oder
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Griinden zu vertreten,
dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versiche-
rer berechtigt, kiinftig Zahlung auRerhalb des Lastschriftverfah-
rens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Ubermitt-
lung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hier-
zu in Textform aufgefordert worden ist.

Teilzahlung und Folgen bei verspéteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die
noch ausstehenden Raten sofort fallig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer fiir die Zukunft jahrliche Beitrags-
zahlung verlangen.

Beitragsregulierung

Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob
und welche Anderungen des versicherten Risikos gegeniiber den
fruheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann
auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die
Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuwei-
sen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in
dreifacher Hohe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlan-
gen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist,
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.
Aufgrund der Anderungsmitteilung des Versicherungsnehmers
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt
der Veranderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall
versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs
der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Min-
destbeitrag darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle ent-
sprechend Ziff. 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetre-
tenen Erhéhungen und ErméaRigungen des Mindestbeitrags wer-
den bertcksichtigt.

Unterlasst der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung,
kann der Versicherer fur den Zeitraum, fur den die Angaben zu
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14.

15.
151

15.2

15.3

15.4

machen waren, eine Nachzahlung in Hohe des fur diesen Zeit-
raum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Wer-
den die Angaben nachtréaglich gemacht, findet eine Beitragsregu-
lierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zu viel gezahlter Bei-
trag wird nur zuriickerstattet, wenn die Angaben innerhalb von
zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhdhten Beitrags
erfolgten.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung fir mehrere Jahre.
Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer,
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur An-
spruch auf den Teil des Beitrags, der dem Zeitraum entspricht, in
dem Versicherungsschutz bestanden hat.
Beitragsangleichung

Die Versicherungsbeitrdge unterliegen der Beitragsangleichung.
Soweit die Beitrage nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme be-
rechnet werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindest-
beitrdge unterliegen unabhangig von der Art der Beitragsberech-
nung der Beitragsangleichung.

Ein unabhéngiger Treuh&ander ermittelt jéhrlich mit Wirkung fir
die ab dem 1. Juli falligen Beitrage, um welchen Prozentsatz sich
im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzah-
lungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung
zugelassenen Versicherer gegenuber dem vorvergangenen Jahr
erhoht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er
auf die nachstniedrigere, durch finf teilbare ganze Zahl ab. Als
Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch den ein-
zelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben fir die Ermittlung von
Grund und Hohe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die
Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt
durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten
Schadenfélle.

Im Falle einer Erhéhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den
sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verandern (Bei-
tragsangleichung). Der veranderte Folgejahresbeitrag wird dem
Versicherungsnehmer mit der nachsten Beitragsrechnung be-
kannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versiche-
rers in jedem der letzten fUnf Kalenderjahre um einen geringeren
Prozentsatz als denjenigen erhéht, den der Treuhénder jeweils
fur diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der Versiche-
rer den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhéhen, um
den sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen
unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhoht hat;
diese Erhohung darf diejenige nicht Uberschreiten, die sich nach
dem vorstehenden Absatz ergeben wirde.

Liegt die Veranderung nach Ziff. 15.2 oder Ziff. 15.3 unter 5 Pro-
zent, entfallt eine Beitragsangleichung. Diese Veranderung ist je-
doch in den folgenden Jahren zu berticksichtigen.

Dauer und Ende des Vertrages/Kundigung

16.
16.1

16.2

16.3

16.4

17.

18.

Dauer und Ende des Vertrages

Der Vertrag ist fur die im Versicherungsschein angegebene Zeit
abgeschlossen.

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlangert
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spéatestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen
Versicherungsjahres eine Kiindigung zugegangen ist.

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der
Vertrag, ohne dass es einer Kundigung bedarf, zum vorgesehe-
nen Zeitpunkt.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Ver-
trag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf fol-
genden Jahres gekiindigt werden; die Kiindigung muss dem Ver-
tragspartner spatestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweili-
gen Versicherungsjahres zugegangen sein.

Wegfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollstandig und dauerhaft wegfallen, so
erlischt die Versicherung beziglich dieser Risiken. Dem Versi-
cherer steht der Beitrag zu, den er hatte erheben kénnen, wenn
die Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt bean-
tragt worden ware, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt.
Kindigung nach Beitragsangleichung

Erhoéht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung geman
Ziff. 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes andert, kann der Versicherungsnehmer den Versiche-
rungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frihestens jedoch zu
dem Zeitpunkt kindigen, in dem die Beitragserhdhung wirksam
werden sollte.
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Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung
auf das Kundigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem
Versicherungsnehmer spétestens einen Monat vor dem Wirk-
samwerden der Beitragserhéhung zugehen. Eine Erhdhung der
Versicherungsteuer begriindet kein Kiindigungsrecht.
Kiindigung nach Versicherungsfall

Das Versicherungsverhéltnis kann gekiindigt werden, wenn vom

Versicherer eine Schadenersatzzahlung geleistet wurde oder

dem Versicherungsnehmer eine Klage ber einen unter den Ver-

sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zuge-
stellt wird.

Die Kundigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spates-

tens einen Monat nach der Schadenersatzzahlung oder der Zu-

stellung der Klage zugegangen sein.

Kundigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kiindigung sofort

nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-

rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kundigung zu ei-
nem spéteren Zeitpunkt, spatestens jedoch zum Ende der lau-
fenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kindigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem

Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

Kindigung nach VerauRerung versicherter Unternehmen

Wird ein Unternehmen, fir das eine Haftpflichtversicherung be-

steht, an einen Dritten verauBert, tritt dieser an Stelle des Versi-

cherungsnehmers in die wahrend der Dauer seines Eigentums
sich aus dem Versicherungsverhaltnis ergebenden Rechte und

Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Niel3-

brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ahnlichen Verhaltnis-

ses von einem Dritten ibernommen wird.

Das Versicherungsverhéltnis kann in diesem Fall

e durch den Versicherer dem Dritten gegeniiber mit einer Frist
von einem Monat,

e durch den Dritten dem Versicherer gegeniiber mit sofortiger
Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungs-
periode

in Schriftform gekiindigt werden.

Das Kundigungsrecht erlischt, wenn

e der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem
Zeitpunkt an austiibt, in welchem er vom Ubergang auf den
Dritten Kenntnis erlangt;

e der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Uber-
gang ausubt, wobei das Kiindigungsrecht bis zum Ablauf ei-
nes Monats von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem
der Dritte von der Versicherung Kenntnis erlangt.

Erfolgt der Ubergang auf den Dritten wahrend einer laufenden

Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhéltnis nicht

gekindigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der

Dritte fir den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamt-

schuldner.

Der Ubergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch

den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unver-

zliglich anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein

Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall spater als ei-

nen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem

Versicherer hatte zugehen missen, und der Versicherer den mit

dem VerauRerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht

geschlossen hatte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht fir alle

Versicherungsfalle, die frihestens einen Monat nach dem Zeit-

punkt eintreten, in dem der Versicherer von der VerduRerung

Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem

Monat von seinem Kiindigungsrecht keinen Gebrauch gemacht

hat.

Der Versicherungsschutz féllt trotz Verletzung der Anzeigepflicht

nicht weg, wenn dem Versicherer die Verduf3erung in dem Zeit-

punkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hatte zugehen mus-
sen.

Kindigung nach Risikoerhéhung aufgrund Anderung

oder Erlass von Rechtsvorschriften

Bei Erhéhungen des versicherten Risikos durch Anderung beste-

hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer

berechtigt, das Versicherungsverhaltnis unter Einhaltung einer

Frist von einem Monat zu kiindigen. Das Kundigungsrecht er-

lischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt

an ausgeubt wird, in welchem der Versicherer von der Erhéhung

Kenntnis erlangt hat.

Mehrfachversicherung

Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehre-

ren Versicherungsvertragen versichert ist.

Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne

dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhe-

bung des spéter geschlossenen Vertrages verlangen.
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Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem
er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Auf-
hebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklarung,
mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23.

231

23.2

23.3

Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers
Vollstandigkeit und Richtigkeit von Angaben Uber gefahr-
erhebliche Umsténde
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags-
erklarung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstande
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat
und die fur den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlieBen. Der Versiche-
rungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach
seiner Vertragserklarung, aber vor Vertragsannahme der Versi-
cherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. Gefahr-
erheblich sind die Umstande, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfluss auszutiben, den Vertrag uber-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschlief3en.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers

geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand,

muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als
habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig ver-
schwiegen.

Ruicktritt

(1) Unvollstandige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheb-
lichen Umstanden berechtigen den Versicherer, vom Versi-
cherungsvertrag zurlickzutreten. Dies gilt auch dann, wenn
ein Umstand nicht oder unrichtig angezeigt wurde, weil sich
der Versicherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit arglis-
tig entzogen hat.

(2) Der Versicherer hat kein Rucktrittsrecht, wenn der Versiche-

rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die un-
richtigen oder unvollstandigen Angaben weder vorsatzlich
noch grob fahrlassig gemacht hat.
Das Rucktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlassi-
ger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstéande,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatte.

(3) Im Fall des Rucktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zu-
riick, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollstandig
oder unrichtig angezeigte Umstand weder fur den Eintritt des
Versicherungsfalles noch fur die Feststellung oder den Um-
fang der Leistung ursachlich war. Auch in diesem Fall be-
steht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der bis
zum Wirksamwerden der Ricktrittserklarung abgelaufenen
Vertragszeit entspricht.

Beitragsanderung oder Kiindigungsrecht

Ist das Rucktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die

Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf gro-

ber Fahrléssigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag un-

ter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kindi-
gen.

Das Kiindigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-

rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch

bei Kenntnis der nicht angezeigten Umsténde, wenn auch zu an-
deren Bedingungen, geschlossen hatte.

Kann der Versicherer nicht zurlicktreten oder kiindigen, weil er

den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande,

aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hatte, werden die
anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers riickwir-
kend Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die

Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedin-

gungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertrags-

bestandteil.

Erhoht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr

als 10 Prozent oder schliet der Versicherer die Gefahrabsiche-

rung fur den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers fristlos in Schriftform kiindigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 3 zustehenden

Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die

Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung

der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht be-

grindet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstande anzugeben, auf
die er seine Erklarung stutzt; er darf nachtraglich weitere Um-
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stande zur Begrundung seiner Erklarung abgeben, wenn fur die-
se die Monatsfrist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 23.3
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung
hingewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Zziff. 23.2 und 23.3 ge-
nannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.
Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Tau-
schung anzufechten, bleibt unberiihrt. Im Fall der Anfechtung
steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der der bis zum
Wirksamwerden der Anfechtungserklarung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.

Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Besonders gefahrdrohende Umstande hat der Versicherungs-
nehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener
Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter
Abwagung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein
Umstand, der zu einem Schaden gefiihrt hat, gilt ohne Weiteres
als besonders gefahrdrohend.

Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverziglich anzu-
zeigen, auch wenn noch keine Schadenersatzanspriiche erhoben
wurden.

Der Versicherungsnehmer muss nach Mdglichkeit fiir die Abwen-
dung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Ver-
sicherers sind dabei zu befolgen, soweit es fur den Versiche-
rungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausfuhrliche
und wahrheitsgemaflie Schadenberichte zu erstatten und ihn bei
der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstutzen. Alle
Umsténde, die nach Ansicht des Versicherers fiir die Bearbeitung
des Schadens wichtig sind, missen mitgeteilt sowie alle dafir
angeforderten Schriftstiicke Gbersandt werden.

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch
erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behordliches oder gericht-
liches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm
gerichtlich der Streit verkiindet, hat er dies ebenfalls unverziglich
anzuzeigen.

Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfligung von Verwal-
tungsbehdérden auf Schadenersatz muss der Versicherungsneh-
mer fristgemaR Widerspruch oder die sonst erforderlichen
Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf
es nicht.

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch
gerichtlich geltend gemacht, hat er die Fihrung des Verfahrens
dem Versicherer zu Uberlassen. Der Versicherer beauftragt im
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie
alle erforderlichen Auskunfte erteilen und die angeforderten Un-
terlagen zur Verfugung stellen.

Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfillen hat,
kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kundigen. Der
Versicherer hat kein Kindigungsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf
Vorsatz noch auf grober Fahrlassigkeit beruhte.

Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsatzlich verletzt,
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz.
Bei grob fahrlassiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhélt-
nis zu kirzen.

Der vollstandige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufkléarungsobliegen-
heit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese
Rechtsfolge hingewiesen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit
nicht grob fahrlassig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen-
heit weder fur den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch fur die Feststellung oder den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung ursachlich war. Das gilt nicht,
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt
hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhéngig davon, ob
der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zustehendes Kindigungs-
recht austibt.
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Mitversicherte Personen

Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtanspriiche
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst,
sind alle fiir ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten
entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen tber die Vorsor-
geversicherung (Ziff. 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in
der Person eines Mitversicherten entsteht.

Die Auslibung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht
ausschlief3lich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den
Mitversicherten fur die Erfullung der Obliegenheiten verantwort-
lich.

Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgultigen Feststel-
lung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch
verpfandet werden. Eine Abtretung an den geschadigten Dritten
ist zulassig.

Anzeigen, Willenserklarungen, Anschriftenanderung

Alle fur den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklarungen
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im
Versicherungsschein oder in dessen Nachtragen als zustandig
bezeichnete Geschaftsstelle gerichtet werden.

Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner Anschrift
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genugt fir eine Willens-
erklarung, die dem Versicherungsnehmer gegeniiber abzugeben
ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklarung gilt drei Tage
nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt ent-
sprechend fiur den Fall einer Namensanderung des Versiche-
rungsnehmers.

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung fir seinen Ge-
werbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der ge-
werblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 29.2 ent-
sprechende Anwendung.

Verjahrung

Die Anspruche aus dem Versicherungsvertrag verjahren in drei
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen
Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuches.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi-
cherer angemeldet worden, ist die Verjahrung von der Anmel-
dung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung
des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.
Zustandiges Gericht

Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rer bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit nach dem Sitz
des Versicherers oder seiner fir den Versicherungsvertrag zu-
standigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine na-
turliche Person, ist auch das Gericht ortlich zustandig, in dessen
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen
gewdhnlichen Aufenthalt hat.

Ist der Versicherungsnehmer eine natirliche Person, missen
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht
erhoben werden, das fir seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung
eines solchen, den Ort seines gewdhnlichen Aufenthalts zustan-
dig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, be-
stimmt sich das zusténdige Gericht auch nach dem Sitz oder der
Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt,
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft birgerlichen Rechts
oder eine eingetragene Partnergesellschaft ist.

Sind der Wohnsitz oder gewdhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zu-
standigkeit fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder sei-
ner fur den Versicherungsvertrag zustéandigen Niederlassung.
Anzuwendendes Recht

Fur diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Was ist versichert?

Versichert ist im Umfang der Allgemeinen Versicherungsbedin-

gungen fur die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachste-

henden Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen die

gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers (VN) als
Privatperson

aus den Gefahren des taglichen Lebens — mit Ausnahme der Ge-

fahren eines Betriebes, Berufes, Dienstes, Amtes (auch Ehren-

amtes) oder einer verantwortlichen Betétigung in Vereinigungen
aller Art —, soweit nicht Versicherungsschutz nach IV. Ziff. 15 be-
steht — insbesondere

als Familien- und Haushaltungsvorstand (z. B. aus der Aufsichts-

pflicht iber Minderjahrige);

als Dienstherr der in seinem Haushalt tatigen Personen;

als Inhaber

a) einer oder mehrerer Wohnungen (bei Wohnungseigentum

als Sondereigentumer) — einschlie3lich Ferienwohnung, Fe-
rienhaus, Wochenendhaus — in Europa (auf Dauer und ohne
Unterbrechung fest installierte Wohnwagen sind einem Wo-
chenendhaus gleichgestellt).
Bei Sondereigentimern sind versichert Haftpflichtanspriiche
der Gemeinschaft der Wohnungseigentimer wegen Be-
schadigung des Gemeinschaftseigentums. Die Leistungs-
pflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den Miteigentumsanteil
an dem gemeinschaftlichen Eigentum und allen sich daraus
ergebenden Vermdgensschaden;

b) eines im Inland gelegenen Einfamilienhauses (Doppelhaus-
halfte, Reihenhaus) oder Mehrfamilienhauses unter den
nachfolgenden in Ziff. 4 genannten Voraussetzungen;

c) als Miteigentimer der zum Einfamilienhaus (Doppelhaushalf-
te, Reihenhaus) gehoérenden Gemeinschaftsanlagen, z. B.
gemeinschaftliche Zugange zur offentlichen Stralle, Gara-
genhofe, Abstellplatze fir Abfallbehélter, Waschetrocken-
platz;

sofern sie vom VN ausschlie3lich zu Wohnzwecken verwendet

werden, einschlieBlich der dazugehdérigen Garagen und Gérten,

vorhandener Flussiggastanks sowie eines Schrebergartens, ei-
nes Swimmingpools oder eines Teiches.

d) von unbebauten Grundstiicken bis zu einer Gesamtflache
von 10.000 gm.

Zu a) bis d) gilt: Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus

der Verletzung von Pflichten, die dem VN in den oben genannten

Eigenschaften obliegen, insbesondere Verkehrssicherungspflich-

ten (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung,

Streuen und Schneerdumen auf Gehwegen — auch wenn diese

Pflichten durch Mietvertrag Ubernommen wurden). Fir die vori-

bergehende Benutzung oder Anmietung von Wohnungen oder
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Hausern (nicht Eigentum) im auf3ereuropdischen Ausland gilt IV.

Ziff. 2 dieser Bedingungen.

aus der Vermietung von

a) bis zu 2 Wohneinheiten oder bis zu einem Bruttojahresmiet-
wert von 30.000 EUR (Einfamilienh&user mit Einliegerwoh-
nung oder Mehrfamilienhauser) im selbstgenutzten Risiko
(Postanschrift). Wird die Anzahl und der Betrag Uberschrit-
ten, so entfallt die Mitversicherung. Es gelten dann die Be-
stimmungen Uber die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.1 AHB).
Hierbei ist mitversichert die Vermietung von Zimmern an Ur-
lauber, sofern nicht mehr als 8 Betten abgegeben werden
und sofern kein Ausschank nach dem Gaststattengesetz er-
folgt, sowie von einzelnen R&umen auch zur gewerblichen
Nutzung und Garagen bzw. Stellplatzen. Evtl. zuséatzlich be-
stehende Versicherungen gehen diesem Versicherungs-
schutz vor.

b) im Inland gelegenen Eigentumswohnungen (der Ausschluss
gem. . Ziff. 3 a) Abs. 2 dieser Bedingungen gilt analog).

Bei den vorherigen Positionen 3 bis 4 ist mitversichert die gesetz-

liche Haftpflicht des VN als Bauherr oder Unternehmer von Bau-

arbeiten bis zu einer Bausumme von 200.000 EUR je Bauvorha-

ben. Wird dieser Betrag tberschritten, so entfallt die Mitversiche-

rung. Es gelten dann die Bestimmungen Uber die Vorsorgeversi-

cherung (Ziff. 4 AHB). Fir Bauvorhaben am selbstgenutzten Ri-

siko (Postanschrift) gilt die gesetzliche Haftpflicht des VN als

Bauherr ohne Begrenzung der Bausumme mitversichert;

des VN als friiherer Besitzer aus § 836 Ziff. 2 BGB, wenn die

Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand;

Ebenso gilt zu den vorherigen Positionen 3 bis 6 die gesetzliche

Haftpflicht des VN aus der Unterhaltung einer Photovoltaikanla-

ge/Solaranlage mitversichert. Der Versicherungsschutz bezieht

sich auf die Verkehrssicherungspflicht sowie die Einspeisung des

Stroms in das Netz eines Stromversorgungsunternehmens. Kein

Versicherungsschutz besteht fur elektrische Leitungen auf frem-

den Grundstiicken;

In Bezug auf die unter 3 bis 7 genannten Risiken gilt die gesetzli-

che Haftpflicht des Zwangsverwalters in dieser Eigenschaft mit-

versichert;

aus dem Besitz und dem Gebrauch von Fahrradern (auch Elek-

trofahrradern);

aus der Ausiibung von Sport, ausgenommen Jagd;

aus dem erlaubten privaten Besitz und aus dem Gebrauch von

Hieb-, StoB- und Schusswaffen sowie Munition und Geschossen,

nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen;

als Halter oder Huter von zahmen Haustieren, gezahmten Klein-

tieren und Bienen — nicht jedoch von Hunden, Rindern, Pferden,

sonstigen Reit- und Zugtieren, wilden Tieren sowie von Tieren,

die zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken gehalten

werden;

Eingeschlossen ist abweichend von I. Ziff. 12 die gesetzliche

Haftpflicht des VN

a) als nicht gewerbsmagiger Huter fremder Hunde,

b) als nicht gewerbsmaRiger Huter fremder Pferde,

c) als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde,

d) als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten
Zwecken,

soweit Versicherungsschutz nicht Gber eine Tierhalter-Haftpflicht-

versicherung besteht.

Zu a) gilt: Schaden an den zur Beaufsichtigung tbernommenen

Hunden bleiben gemaf Ziff. 7.6 AHB vom Versicherungsschutz

ausgeschlossen. Sonstige Haftpflichtanspriiche der Halter und

Eigentumer der Hunde gelten mitversichert.

Zu b) bis d) gilt: Haftpflichtanspriiche der Halter und Eigentiimer

von Tieren und Fuhrwerken sind nicht versichert, es sei denn, es

handelt sich um Personenschaden;

aus der Teilnahme am fachpraktischen Unterricht, z. B. Laborar-

beiten, einer Fach-, Gesamt- und Hochschule oder Universitéat.

Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht wegen Schaden an

Laborgeraten (auch Maschinen) der Fach-, Gesamt- und Hoch-

schulen oder Universitaten im Rahmen der im Versicherungs-

schein genannten Deckungssumme (maximal bis

10.000.000 EURY);

aus der Teilnahme an Betriebspraktika, Ferienjobs. Der Aus-

schluss gem. |. dieser Bedingungen (berufliche, betriebliche Ta-

tigkeit) bleibt bestehen.




Wer ist mitversichert?

Mitversichert ist
die gleichartige gesetzliche Haftpflicht
a) des Ehegatten und des eingetragenen Lebenspartners® des

VN;

b) ihrer minderjéhrigen Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pfle-
gekinder);

c) ihrer volljahrigen unverheirateten und nicht in einer eingetra-
genen Lebenspartnerschaft lebenden Kinder (auch

Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder); solange sie sich noch in
einer Schul- oder sich unmittelbar anschlieRenden Berufs-
ausbildung befinden (berufliche Erstausbildung — Lehre
und/oder Studium, auch Bachelor und unmittelbar ange-
schlossenem Master, nicht Referendarzeit, Fortbildungs-
mafRnahmen und dergleichen). Versicherungsschutz besteht
auch, wenn einer Lehre unmittelbar ein Studium folgt. Bei
Ableistung des Grundwehr- oder Zivildienstes (einschl. des
freiwilligen zusatzlichen Wehrdienstes) oder freiwilligen sozi-
alen Jahres und dergleichen vor, wahrend oder im unmittel-
baren Anschluss an die Berufsausbildung bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. Nach Beendigung der Schul-/
beruflichen Erstausbildung bleibt der Versicherungsschutz
fur maximal ein Jahr bestehen, falls in unmittelbarem An-
schluss an diese AusbildungsmalRnahme eine Arbeitslosig-
keit bzw. Wartezeit eintreten sollte;

d) aller in hauslicher Gemeinschaft lebenden und dort polizei-
lich gemeldeten unverheirateten, nicht in einer eingetrage-
nen und/oder eheéhnlichen Lebenspartnerschaft lebenden
Personen, z. B. Au-pair, Austauschschiler (auer Wohn-
gemeinschaften); hierunter fallen auch Kinder (auch Stief-,
Adoptiv- und Pflegekinder des unter Il. Ziff. 1 a) und e) auf-
gefuhrten Personenkreises mit geistiger/kdrperlicher Behin-
derung; dartiber hinaus von in h&uslicher Gemeinschaft mit
dem Versicherten lebenden Eltern bzw. GroReltern des Ver-
sicherten oder eines Ehegatten. Die Mitversicherung des
letztgenannten Personenkreises gilt auch bzw. erlischt nicht,
wenn die mitversicherten Personen in einem Altenpflege-
heim leben;

e) des in hauslicher Gemeinschaft mit dem VN lebenden Part-
ners einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft und dessen
Kinder, diese entsprechend Il. Ziff. 1 b) oder c), gemaR den
nachfolgenden Voraussetzungen:

e Der VN und der mitversicherte Partner miissen unver-
heiratet sein.

e Der mitversicherte Partner muss beim VN polizeilich
gemeldet oder namentlich benannt sein.

e Die Mitversicherung fir den Partner und dessen Kinder,
die nicht auch die Kinder des VN sind, endet mit der
Aufhebung der hauslichen Gemeinschaft zwischen dem
VN und dem Partner.

e Im Falle des Todes des VN gilt fur den tberlebenden
Partner und dessen Kinder IV. Ziff. 5 sinngemaf.

Zu den vorgenannten Satzen a) bis e) gilt:

a) Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtanspriiche der mitversi-
cherten Personen und deren Kinder gegen den VN mit Aus-
nahme der nach § 116 Abs. 1 SGB X und § 86 VVG lberge-
gangenen Regressanspriiche der Sozialversicherungstrager,
Tréager der Sozialhife und privaten  Krankenver-
sicherungstrager sowie etwaige Ubergangsfahige Regress-
anspriiche von offentlichen und privaten Arbeitgebern und
sonstigen Versicherern wegen Personenschaden.

Dariiber hinaus gelten, abweichend von Ziff. 7.4 und 7.5

AHB und in Erganzung zu Ziff. 27 AHB, gesetzliche Haft-

pflichtanspriiche der versicherten Personen untereinander

mitversichert, soweit es sich um Personenschaden handelt.

b) Entfallen die Voraussetzungen fir die Mitversicherung, weil
z. B. die Ehe rechtskréftig geschieden wurde oder Kinder
volljahrig wurden, geheiratet oder ihre Ausbildung beendet
haben, so besteht Nachversicherungsschutz bis zum néachs-
ten Beitragsfalligkeitstermin, mindestens aber fiir 6 Monate.
Wird bis dahin kein neuer Versicherungsschutz bei der
HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT beantragt, so entfallt
die Nachversicherung rickwirkend;

die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des VN beschaftigten

Personen gegenuber Dritten aus dieser Tatigkeit. Das Gleiche

gilt fir Personen, die aus Arbeitsvertrag oder gefélligkeitshalber

B Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen
Partnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder einer
vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht anderer Staaten lebt. Als
eingetragene Lebenspartnerschaften gelten auch die den Partnerschaf-
ten im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes vergleichbaren Partner-
schaften nach dem Recht anderer Staaten.
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Wohnung, Haus und Garten betreuen oder den Streudienst ver-
sehen.

Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge

Nicht versichert ist die Haftpflicht des Eigentiimers, Besitzers,

Halters oder Fuhrers eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuges

wegen Schaden, die durch den Gebrauch des Fahrzeuges verur-

sacht werden.

Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schaden

aus Besitz und Fihren von Wassersportfahrzeugen (z. B. privat

genutzte eigene oder fremde Schlauch-, Ruder- oder Paddelboo-

te, Surfbretter (auch Windsurfbretter) sowie geliehene Segelboo-
te). Ausgenommen sind eigene Segelboote und eigene oder
fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren — auch Hilfs- oder

AuRenbordmotoren — oder Treibsétzen. Mitversichert ist jedoch

der gelegentliche Gebrauch von fremden Wassersportfahrzeugen

mit Motoren, soweit fir das Fihren keine behordliche Erlaubnis
erforderlich ist. Schaden an den eigenen und fremden Fahrzeu-
gen bzw. Surfbrettern bleiben ausgeschlossen;

aus Besitz und Fuhren von ferngelenkten Land- und Wasser-

Modellfahrzeugen;

aus dem Besitz und dem Gebrauch von Flugmodellen, unbe-

mannten Ballonen und Drachen,

a) die weder durch Motoren noch durch Treibsatze angetrieben
werden;

b) deren Fluggewicht 5 kg nicht Ubersteigt;

aus dem Besitz und der Verwendung von Kitesport-Geréten, z. B.

Kite-Drachen, -Boards, -Buggys und dergleichen;

aus dem Besitz und der Verwendung von

a) nur auf nicht offentlichen Wegen und Pléatzen verkehrenden
Kraftfahrzeugen und Anhadngern ohne Rucksicht auf eine
Hoéchstgeschwindigkeit;

b) motorgetriebenen Kinderfahrzeugen, Rollstiihlen, Golfwa-
gen, Aufsitzrasenméhern, Schneerdumgeraten und sonsti-
gen selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als
20 km/h;

c) Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h.
Hierfur gilt: Fir diese Fahrzeuge gelten nicht die Ausschlisse in
Ziff. 3.1 (2) und in Ziff. 4.3 (1) AHB. Der Versicherer ist von der
Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Fahrer eines Fahrzeu-
ges beim Eintritt des Versicherungsfalles auf 6ffentlichen Wegen
und Platzen nicht die vorgeschriebene behdrdliche Fahrerlaubnis
hat. Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegentiber dem VN be-
stehen, wenn dieser das Vorliegen der Fahrerlaubnis bei dem be-
rechtigten Fahrer ohne Verschulden annehmen durfte oder wenn
ein unberechtigter Fahrer das Fahrzeug gefiihrt hat.

Deckungserweiterungen

Mietsachschaden

Fur die Beschadigung von zu privaten Zwecken gemieteten, ge-
liehenen, gepachteten oder geleasten Grundstiicken, Geb&uden,
Wohnungen und Raumen in Gebéauden gilt:

Mitversichert ist — abweichend von Ziff. 7.6 AHB — im Rahmen
der im Versicherungsschein genannten Deckungssumme (maxi-
mal bis 10.000.000 EUR) — die gesetzliche Haftpflicht aus der
Beschadigung von Wohnrdumen und sonstigen zu privaten Zwe-
cken gemieteten Raumen in Geb&uden und alle sich daraus er-
gebenden Vermdgensschéden.

Ausgeschlossen sind

a) Haftpflichtanspriiche wegen

e Abnutzung, VerschleiBes und tberméfiger Beanspru-
chung,

e Schaden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und
Gasgeraten,

e Glasschaden, soweit sich der VN hiergegen besonders
versichern kann;

b) die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der

Feuerversicherer bei Ubergreifenden Schadenereignissen2

fallenden Ruckgriffsanspriiche.

Auslandsschaden

FUr unbegrenzte Auslandsaufenthalte in Europa und sonstige vo-
ribergehende Auslandsaufenthalte bis zu fiinf Jahren gilt:

Eingeschlossen ist — abweichend von Ziff. 7.9 AHB — die gesetz-
liche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Schaden-
ereignissen. Hierunter fallt auch die gesetzliche Haftpflicht aus
der vorubergehenden Benutzung oder Anmietung von im Aus-

2 Der Wortlaut dieses Abkommens wird auf Wunsch zur Verfuigung ge-
stellt.
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land gelegenen Wohnungen und Hausern der in I. Ziff. 3 dieser
Bedingungen genannten Objekte. Ausgeschlossen bleibt das in
aulRereuropaischen Landern gelegene Eigentum.

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EUR.
Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als er-
fullt, in dem der Euro-Betrag bei einem inlandischen Geldinstitut
angewiesen ist. Hat der VN durch behdrdliche Anordnung eine
Kaution zur Sicherstellung von Leistungen aufgrund seiner im
Umfang dieses Vertrages versicherten gesetzlichen Haftpflicht zu
hinterlegen, stellt die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT dem
VN den erforderlichen Betrag bis zur H6he von 100.000 EUR zur
Verfugung.

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leistende
Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution héher als der
zu leistende Schadenersatz, ist der VN verpflichtet, den Diffe-
renzbetrag zurtickzuzahlen. Das Gleiche gilt, wenn die Kaution
als Strafe, Geldbul3e oder fiir die Durchsetzung nicht versicherter
Schadenersatzforderungen einbehalten wird oder die Kaution
verfallen ist.

Abwassersachschaden

Eingeschlossen sind — in Erganzung von Ziff. 7.14 (1) AHB —
Haftpflichtanspriiche wegen Sachschéden durch hausliche Ab-
wasser und durch Abwésser aus dem Ruckstau des Stral3enka-
nals.

Allméhlichkeitsschaden

Eingeschlossen sind Haftpflichtanspriiche aus Sachschaden, der
entsteht durch allméhliche Einwirkung der Temperatur, von Ga-
sen, Dampfen oder Feuchtigkeit und von Niederschlagen (Rauch,
RuB, Staub und dgl.).

Vertragsfortsetzung nach dem Tod des VN

Fir den mitversicherten Ehegatten und eingetragenen Lebens-
partner des VN und/oder unverheiratete und nicht in einer einge-
tragenen Lebenspartnerschaft lebende Kinder des VN besteht
der bedingungsgeméfe Versicherungsschutz im Falle des Todes
des VN bis zum nachsten Beitragsfalligkeitstermin fort. Wird die
néchste Beitragsrechnung durch einen der vorgenannten Mitver-
sicherten eingeldst, so wird dieser VN.

Vermogensschéaden

Falls besonders vereinbart, ist im Rahmen des Vertrages die
gesetzliche Haftpflicht wegen Vermdgensschaden im Sinne der
Ziff. 2.1 AHB aus Schadenereignissen mitversichert, die wéhrend
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspriiche aus

a) Schaden, die durch vom VN (oder in seinem Auftrag oder fur
seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sa-
chen oder geleistete Arbeiten entstehen;

b) Schéden durch stéandige Immissionen (z. B. Gerausche, Ge-
riiche, Erschiitterungen);

c) planender, beratender, bau- oder montageleitender, prifen-
der oder gutachterlicher Tatigkeit;

d) Tatigkeiten im Zusammenhang mit Versicherungs-, Geld-,
Kredit-, Grundstiicks-, Leasing- oder ahnlichen wirtschaftli-
chen Geschaften, aus Zahlungsvorgéngen aller Art, aus
Kassenfihrung sowie aus Untreue und Unterschlagung;

e) der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urhe-
berrechten;

f)  Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Kostenvoranschla-
gen;

g) Ratschlagen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaft-
lich verbundene Unternehmen;

h) Tatigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, Rati-
onalisierung und Automatisierung, Auskunftserteilung, Uber-
setzung, Reisevermittlung und Reiseveranstaltung;

i) vorsatzlichem Abweichen von gesetzlichen oder behordli-
chen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des
Auftraggebers oder aus sonstiger vorsatzlicher Pflichtverlet-
zung;

j)  Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, Wert-
papieren und Wertsachen.

Schlusselverlustrisiko

Eingeschlossen ist — in Erganzung von Ziff. 2.2 AHB und abwei-
chend von Ziff. 7.6 AHB — die gesetzliche Haftpflicht aus dem
Abhandenkommen von privaten Schlisseln, z. B. Verlust des
Schlissels einer gemieteten Wohnung, eines Hotelzimmers
(auch General-/Hauptschlissel fur eine zentrale Schliel3anlage)
oder Vereinsschlussel, die sich rechtmafig im Gewahrsam des
Versicherten befunden haben. Codekarten werden Schlisseln
gleichgesetzt.

Der Versicherungsschutz beschrénkt sich auf gesetzliche Haft-
pflichtanspriiche wegen der Kosten fir die notwendige Auswech-
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selung von Schldssern und SchlieBanlagen sowie flr voriberge-

hende SicherungsmaBnahmen (Notschloss) und einen Objekt-

schutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an wel-
chem der Verlust des Schlssels festgestellt wurde.

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtanspriiche aus Folgeschaden

eines Schlusselverlustes (z. B. wegen Einbruch).

Ausgeschlossen bleiben bei Wohnungseigentiimern die Kosten

fur die Auswechselung der im Sondereigentum stehenden

Schiésser (Eigenschaden).

Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von Tresor-

und Mdobelschlisseln sowie sonstigen Schlusseln zu beweglichen

Sachen.

Nicht versichert ist der Verlust von Schlusseln zu

e  Gebéauden, die Versicherte im Ganzen fir eigene gewerbli-
che, betriebliche oder freiberufliche Zwecke nutzen oder be-
sitzen bzw. besaRen oder genutzt hatten;

e Gebauden, Wohnungen, Raumen oder Garagen, deren
Betreuung (z. B. Verwaltung, Bewachung, Objektschutz)
Aufgabe der gewerblichen, betrieblichen oder beruflichen
Tatigkeit eines Versicherten ist oder war.

Die Hochstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen der in

diesem Vertrag vereinbarten Deckungssumme auf 100.000 EUR

je Schadenereignis begrenzt.

Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung

Eingeschlossen ist — in Erganzung von Ziff. 7.15 AHB — die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Schaden aus der privaten Nutzung
von Internet oder E-Mail, wie dem Austausch, der Ubermittlung
und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, per
E-Mail oder mittels Datentrager, auch wenn es sich handelt um
Schaden aus
a) der Loschung, Unterdriickung, Unbrauchbarmachung oder
Verénderung von Daten (Datenverédnderung) bei Dritten
durch Computer-Viren und/oder andere Schadprogramme;
b) der Datenveranderung aus sonstigen Griinden sowie der
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei
Dritten, und zwar wegen
e sich daraus ergebender Personen- und Sachschéaden,
nicht jedoch weiterer Datenveranderungen, sowie
e der Kosten zur Wiederherstellung der veréanderten Da-
ten bzw. Erfassung/korrekten Speicherung nicht oder
fehlerhaft erfasster Daten;
c) der Stérung des Zugangs Dritter zum elektronischen Daten-
austausch.
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Anspriiche ge-
gen den VN oder jeden Mitversicherten, soweit diese den Scha-
den durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder behordli-
chen Vorschriften sowie von Anweisungen oder Bedingungen
des Auftraggebers oder durch sonstige bewusste Pflichtverlet-
zungen herbeigefuhrt haben.

Schéaden an gemieteten beweglichen Sachen (Inventar)

Eingeschlossen ist abweichend von Ziff. 7.6 AHB die gesetzliche

Haftpflicht aus Schéaden am Inventar in gemieteten Ferienwoh-

nungen und -h&usern sowie Hotelzimmern.

Ausgeschlossen bleiben

e Schaden an Sachen, die den versicherten Personen fir
mehr als 3 Monate Uberlassen wurden;

e Schéden an Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe der versi-
cherten Personen dienen;

e Schéden durch Abnutzung, Verschlei3 und GberméfRige Be-
anspruchung;

e Schaden an Schmuck- und Wertsachen, auch Verlust von
Geld, Urkunden und Wertpapieren;

e Vermogensfolgeschaden;

e Schéden an Land-, Luft- und Wasserfahrzeugen.

Die Hochstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen der in

diesem Vertrag vereinbarten Deckungssumme auf 10.000 EUR

je Schadenereignis begrenzt.

Vorsorgeversicherung

Abweichend von Ziff. 4.2 AHB gelten die vereinbarten Deckungs-
summen auch fur die Vorsorgeversicherung, maximal bis
10.000.000 EUR.

Ausfalldeckung

Bei Ausfall von rechtskraftig ausgeurteilten und vollstreckbaren
Forderungen gegenuber Dritten gilt Folgendes:

Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT gewahrt dem VN und
der/den versicherten Person/en Versicherungsschutz fir den
Fall, dass eine versicherte Person wahrend der Wirksamkeit der
Versicherung von einem Dritten geschadigt wird und die daraus
entstandenen Schadenersatzforderungen gegen den Schéadiger
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nicht durchgesetzt werden kénnen. Inhalt und Umfang der Scha-
denersatzanspruche richten sich in entsprechender Anwendung
nach dem Deckungsumfang der Privat-Haftpflichtversicherung
dieses Vertrages.
In Erweiterung dieses Versicherungsschutzes besteht auch Ver-
sicherungsschutz fir im Rahmen des vorgenannten Deckungs-
umfangs versicherte Schadenersatzanspriiche, denen abwei-
chend von Ziffer 7.1 AHB ein vorsétzliches Handeln des Schadi-
gers zugrunde liegt; fir Schadenersatzanspriiche aus der Eigen-
schaft des Schéadigers als Eigentumer, Besitzer, Halter oder Fih-
rer eines Kraftfahrzeuges und fur Schadenersatzanspriiche, die
aus der Eigenschaft des Schadigers als Tierhalter oder -hiter
entstanden sind.
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Verzugszinsen,
Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfolgung.
Nicht versichert sind Forderungsausfalle aus Schaden, die in ur-
sachlichem Zusammenhang mit Nuklear- und genetischen Scha-
den, Krieg, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aussperrung oder
Erdbeben stehen.
Dritter im Sinne dieser Bedingungen ist der Schadenverursacher,
der ausweislich des rechtskraftig vollstreckbaren Urteils vom VN
bzw. der/den mitversicherten Person/en wegen eines Haftpflicht-
schadens auf Leistung von Schadenersatz in Anspruch genom-
men wurde.
Versicherungsschutz besteht im Rahmen der zum Vertrag ver-
einbarten Deckungssummen.
Der VN erhélt die Entschadigungsleistung auf Antrag. Er hat der
HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT eine Schadenanzeige zu-
zusenden. Er ist verpflichtet, wahrheitsgemafie und ausfihrliche
Angaben zum Haftpflichtschaden zu machen und alle Tatum-
stande, welche auf den Haftpflichtschaden Bezug nehmen, mit-
zuteilen. Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT kann den VN
auffordern, weitere fir die Beurteilung des Haftpflichtschadens
erhebliche Schriftstiicke einzusenden.
Bei Verstof gegen die in Position 11.4 genannten Obliegenheiten
kann der VN seinen Versicherungsschutz nach MaRgabe der
Ziff. 2.6 AHB verlieren.
Die Leistungspflicht der HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT tritt
ein, wenn der VN und/oder die mitversicherte/n Person/en gegen
den Dritten vor einem Gericht eines Mitgliedsstaates der Europa-
ischen Union, Norwegens, der Schweiz ein rechtskréftig voll-
streckbares Urteil wegen eines Haftpflichtschadens erstritten ha-
ben und Vollstreckungsversuche gescheitert sind.

a) Rechtskraftiges, vollstreckbares Urteil im Sinne dieser Be-
dingungen ist auch ein Versaumnis- oder Anerkennungs-
urteil, ein Vollstreckungsbescheid oder gerichtlicher vollstre-
ckungsfahiger Vergleich oder notarielles Schuldanerkenntnis
mit Unterwerfungsklausel, aus der hervorgeht, dass sich der
Dritte personlich der sofortigen Zwangsvollstreckung in sein
gesamtes Vermdogen unterwirft.

b) Vollstreckungsversuche sind gescheitert, wenn der VN
nachweist, dass eine Zwangsvollstreckung (Sach- oder For-
derungspfandung) nicht oder nicht zur vollen Befriedigung
des Schadenersatzanspruchs gefiihrt hat oder eine selbst
teilweise Befriedigung wegen nachgewiesener Umsténde
aussichtslos erscheint, zum Beispiel weil der Dritte die ei-
desstattliche Versicherung abgegeben hat oder in der ortli-
chen Schuldnerkartei des Amtsgerichts gefuhrt wird.

Zum Nachweis der gescheiterten Vollstreckung hat der VN der

HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT das Vollstreckungsproto-

koll eines Gerichtsvollziehers vorzulegen, aus dem sich die Er-

folglosigkeit (Fruchtlosigkeit) der Zwangsvollstreckung ergibt.

Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT ist zur Leistung nur

verpflichtet, wenn der Nachweis der gescheiterten Vollstreckung

erbracht ist.

Nicht versichert sind Anspriche des VN beziehungsweise der

versicherten Person/en, fir die ein Sozialversicherungstrager be-

ziehungsweise Sozialhilfetréager leistungspflichtig ist.

11.10 Leistungen aus einer fiir den VN beziehungsweise die versicher-

te/n Person/en bestehenden Schadenversicherung (zum Beispiel
Hausratversicherung) oder fir den Dritten bestehenden Privat-
Haftpflicht- bzw. Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung sind zu-
nachst geltend zu machen. Decken die Leistungen aus jenen
Vertragen den gesamten Schadenersatzanspruch des VN bzw.
der  versicherten Person/en nicht  ab, leistet  die
HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT nach der MaflRgabe dieser
Bedingungen den Restanspruch aus diesem Versicherungsver-
trag.

11.11 Der VN beziehungsweise die versicherte/n Person/en ist/sind

verpflichtet, seine/ihre Anspriiche gegen den Dritten bei der Re-
gulierung des Schadens in Hohe der Entschadigungsleistung an
die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT abzutreten. Hierfur ist
eine gesonderte Abtretungserklarung abzugeben.

11.12 Der Dritte kann aus diesem Vertrag keine Rechte herleiten.
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Schaden durch gesetzlich deliktunfahige Personen

Fur Schaden durch Il. Ziff. 1 a) bis e) mitversicherte Personen
gilt vereinbart:

Der Versicherer wird sich nicht auf eine Deliktunfahigkeit von mit-
versicherten Personen berufen, soweit dies der VN wiinscht und
ein anderer Versicherer (z. B. Sozialversicherungstrager) nicht
leistungspflichtig ist. Der Versicherer behélt sich Ruckgriffs-
anspriiche (Regresse) wegen seiner Aufwendungen gegen
schadenersatzpflichtige Dritte (z. B. Aufsichtspflichtige), soweit
sie nicht Versicherte dieses Vertrages sind, vor.

Die Hochstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen der in
diesem Vertrag vereinbarten Deckungssumme auf 10.000 EUR
je Schadenereignis begrenzt.

Tagesmutter/Tageseltern

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Tatigkeit als Ta-
gesmutter (Tageseltern), insbesondere der sich daraus ergeben-
den Aufsichtspflicht fur bis zu 6 Kinder.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn es sich bei dieser
Tatigkeit um eine Berufsaustibung handelt. Nicht versichert ist
jedoch die Ausuibung dieser Tatigkeit in Betrieben und Institutio-
nen, z. B. Kindergarten, Kinderhorten oder Kindertagesstatten.
Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht der Ta-
geskinder wahrend der Obhut bei den Tageseltern. Erlangt das
Tageskind Versicherungsschutz aus einem anderen fremden
Haftpflichtversicherungsvertrag, so entféllt insoweit der Versiche-
rungsschutz aus diesem Vertrag. Zeigt der VN den Versiche-
rungsfall zur Regulierung zu diesem Vertrag an, so erfolgt eine
Vorleistung im Rahmen der getroffenen Vereinbarungen.
Eingeschlossen sind — in teilweiser Ab&nderung der AHB — auch
Haftpflichtanspriiche der Tageskinder gegeniiber den Tagesel-
tern und deren eigenen Kindern wegen Personenschaden.

Schaden aus dem Gefalligkeitsverhéltnis

Der Versicherer verzichtet auf den Einwand eines Schadens aus
dem Gefalligkeitsverhéltnis, sofern der VN dieses winscht und
ein anderer Versicherer nicht leistungspflichtig ist. Regressan-
spriche gegeniber schadenersatzpflichtigen Dritten wegen sei-
ner Aufwendungen behélt sich der Versicherer ausdricklich vor,
sofern die Dritten nicht Versicherte dieses Vertrages sind.

Die Hochstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen der in
diesem Vertrag vereinbarten Deckungssumme auf 100.000 EUR
je Schadenereignis begrenzt.

Ehrenamtliche Tatigkeit/Freiwilligenarbeit

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer nicht hoheitli-
chen ehrenamtlichen Tatigkeit oder unentgeltlichen Freiwilligen-
arbeit aufgrund eines sozialen Engagements.

Hierunter fallen z. B. die Mitarbeit

e in der Kranken- und Altenpflege; der Behinderten-, Kirchen-
und Jugendarbeit;

e in Vereinen, Birgerinitiativen, Parteien und
verbénden;

e bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, Musikgrup-
pen, bei Pfadfindern oder gleichartig organisierten Gruppen.

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem anderen

Haftpflichtversicherungsvertrag (z. B. Vereins- oder Betriebs-

Haftpflichtversicherung), entféllt der Versicherungsschutz aus

diesem Vertrag.

Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausiibung von

a) offentlichen/hoheitlichen Ehrenamtern wie z. B. als Blrger-
meister, Gemeinderatsmitglied, Schoffe, Laienrichter, Prifer
fur Kammern, Angehdériger der freiwilligen Feuerwehr;

b) wirtschaftlichen/sozialen Ehrenamtern mit beruflichem Cha-
rakter wie z. B. als Betriebs- und Personalrat, Versicherte-
naltester, Vertrauensperson nach § 40 SGB IV, beruflicher
Betreuer nach § 1897 (6) BGB.

Asbestschaden

Interessen-

Eingeschlossen ist — in Ergédnzung zu von Ziff. 7.11 AHB — die
gesetzliche Haftpflicht aus Schaden, die auf Asbest, asbesthalti-
ge Substanzen oder Erzeugnisse zurlickzufiihren sind.

Umweltschaden (6ffentlich-rechtliche Inanspruchnahme)

Mitversichert sind abweichend von Zziff. 1.1 AHB o6ffentlich-

rechtliche Pflichten oder Anspriiche zur Sanierung von Umwelt-

schaden gemall Umweltschadensgesetz (USchadG), soweit

wahrend der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages

e die schadenverursachenden Emissionen plétzlich, unfallartig
und bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt sind oder

e die sonstige Schadenverursachung plétzlich, unfallartig und
bestimmungswidrig erfolgt ist.
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Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung be-

steht Versicherungsschutz fur Umweltschaden durch Lagerung,

Verwendung oder anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen

Dritter ausschlief3lich dann, wenn der Umweltschaden auf einen

Konstruktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Er-

zeugnisse zurlickzufiihren ist. Jedoch besteht kein Versiche-

rungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbrin-

gens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und

Technik nicht héatte erkannt werden kénnen (Entwicklungsrisiko).

Umweltschaden ist eine

e Schéadigung von geschitzten Arten und natiirlichen Lebens-
raumen,

e  Schéadigung von Gewasser einschlieBlich Grundwasser,

e Schéadigung des Bodens.

Nicht versichert sind

a) Pflichten oder Anspriiche, soweit sich diese gegen die Per-
sonen (VN oder einen Mitversicherten) richten, die den

Schaden dadurch verursacht haben, dass sie bewusst von

Gesetzen, Verordnungen oder an den VN gerichteten be-

hérdlichen Anordnungen oder Verfigungen, die dem Um-

weltschutz dienen, abweichen;
b) Pflichten oder Anspriiche wegen Schaden,

e die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf ge-
nommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen;

e fir die der VN aus einem anderen Versicherungsver-
trag (z. B. Gewasserschaden-Haftpflichtversicherung)
Versicherungsschutz hat oder hétte erlangen kdnnen.
Ausnahme siehe unter 17.5.

Versicherungsschutz wird fiir versicherte Kosten im Rahmen der
beantragten Deckungssumme gewahrt, maximal bis
3.000.000 EUR je Schadenereignis. Die Deckungssumme steht
einmal pro Versicherungsjahr zur Verfigung.

Versichert sind abweichend von Ziff. 7.9 AHB und IV. Ziff. 2 die-
ser Bedingungen im Umfang dieses Versicherungsvertrages im
Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG)
eintretende Versicherungsfélle.

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziff. 7.9
AHB auch fur Pflichten oder Anspriiche gemafR nationalen Um-
setzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedsstaaten, sofern diese
Pflichten oder Anspriiche den Umfang der oben genannten EU-
Richtlinie nicht tiberschreiten.

Mitversichert gelten Behaltnisse zur Lagerung gewasserschadli-
cher Stoffe, die zur Versorgung des jeweils versicherten Risikos
dienen, bis zu einem Gesamtfassungsvermdgen von 5.000 .

Evtl. zusatzlich bestehende Versicherungen gehen diesem Versi-
cherungsschutz vor. Alle dartiber hinausgehenden Anlagen gel-
ten nur versichert, wenn sie im Versicherungsschein oder seinen
Nachtragen aufgefiihrt und mit einem Tarifbeitrag versehen sind.

Versicherungsschutz besteht fur Handlungen oder Zusténde, die
wahrend der Vertragslaufzeit eingetreten sind, bzw. fur Anspri-
che, die binnen eines Jahres nach Vertragsende erhoben wur-
den.

Ausgenommen bleiben Anspriiche, fur die Versicherungsschutz
im Rahmen einer betrieblichen Versicherung besteht. Ausge-
schlossen sind Schaden an eigenen, gemieteten, gepachteten
oder sonst vertraglich in Besitz genommenen Grundstlicken ein-
schlieBlich der Gewasser und dortiger Biodiversitat.

Abweichungen gegeniiber den GDV-Musterbedingungen

Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT garantiert, dass die
dieser Privat-Haftpflichtversicherung zugrunde liegenden Allge-
meinen Versicherungsbedingungen fur die Haftpflichtversiche-
rung (AHB) und Besonderen Bedingungen zur Privat-
Haftpflichtversicherung ausschlie3lich zum Vorteil des VN von
den durch den Gesamtverband der Versicherungswirtschaft
(GDV) empfohlenen Bedingungen — jeweils aktueller Stand —
abweichen.

Innovationsgarantie

Werden die dieser Privat-Haftpflichtversicherung zugrunde lie-
genden Bedingungen ausschlieBlich zum Vorteil des VN und oh-
ne Mehrbeitrag geéandert, so gelten die neuen Bedingungen mit
sofortiger Wirkung auch fur diesen Vertrag.

Gewaésserschéaden
1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Der Versicherungsschutz umfasst im Umfang des Vertrages,
wobei Vermdgensschaden als Sachschaden behandelt wer-
den, die gesetzliche Haftpflicht des VN fir mittelbare oder
unmittelbare Folgen von Veranderungen der physikalischen,
chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewés-
sers einschlie3lich des Grundwassers (Gewésserschaden) —
Restrisiko — mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von
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Anlagen zur Lagerung von gewasserschadlichen Stoffen und
aus Verwendung dieser gelagerten Stoffe.
Dartiber hinaus besteht Versicherungsschutz fiir die Versi-
cherung der Haftpflicht aus Gewasserschaden
a) als Inhaber eines Heizodltanks (Batterietanks gelten als ein
Tank) zur Versorgung des selbstgenutzten Risikos (Post-
anschrift) ohne Begrenzung des Gesamt-
fassungsvermogens. Voraussetzung fur den Versiche-
rungsschutz ist, dass bei dem Tank die Prifung gemafn
gesetzlicher Vorschriften durchgefuhrt wird und dabei
festgestellte Méngel unverziglich beseitigt werden. Bei
unterirdischen Tanks gilt als Voraussetzung zusétzlich,
dass eine akustische und optische Leckanzeige vorhan-
den ist;

als Inhaber von Kleingebinden bis 100 I/kg je Einzelge-

binde und mit einem Gesamtfassungsvermdgen bis

1.000 I/kg;

c) als Inhaber einer privat genutzten Abwassergrube aus-
schlieBlich fur hausliche Abwésser ohne Einleitung in ein
Gewasser.

Evtl. zusétzlich bestehende Versicherungen gehen diesem

Versicherungsschutz vor. Alle darliber hinausgehenden An-

lagen gelten nur versichert, wenn sie im Versicherungs-

schein oder seinen Nachtragen aufgefihrt und mit einem Ta-
rifbeitrag versehen sind.

Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachtragen so-

wie im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, finden die

Allgemeinen Versicherungsbedingungen fur die Haftpflicht-

versicherung (AHB) Anwendung.

Mitversichert sind die Personen, die der VN durch Arbeits-

vertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und

sonstigen Betreuung der Grundstiicke beauftragt hat fir den

Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtung in Anspruch ge-

nommen werden.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspriiche aus Personen-

schaden, bei denen es sich um Arbeitsunfalle im Betrieb des

VN geméB des SGB handelt.

Versicherungsleistungen

Der Versicherungsschutz wird im Rahmen der beantragten
Deckungssumme gewahrt (gleichgiiltig, ob Personen-, Sach-
oder Vermdgensschaden). Fur die in 1V. Ziff. 20 1.2 a) die-
ser Bedingungen genannten Anlagen gilt die Deckungs-
summe bis maximal 3.000.000 EUR je Schadenereignis.

Rettungskosten

Aufwendungen, auch erfolglose, die der VN im Versiche-
rungsfall zur Abwendung oder Minderung des Schadens fur
geboten halten durfte (Rettungskosten), sowie auf3ergericht-
liche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit U-
bernommen, als sie zusammen mit der Entschadigungsleis-
tung die Einheitsdeckungssumme nicht tbersteigen. Fir Ge-
richts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der
AHB.

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und
aulergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu er-
setzen, als sie zusammen mit der Entschadigung die Ein-
heitsdeckungssumme ubersteigen. Eine Billigung des Versi-
cherers von MaRnahmen des VN oder Dritter zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung
des Versicherers.

b

=

Vorsétzliche VerstéRe

Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspriiche gegen die Perso-
nen (VN oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch
vorsatzliches Abweichen von dem Gewasserschutz dienen-
den Gesetzen, Verordnungen, an den VN gerichteten be-
hordlichen Anordnungen oder Verfigungen herbeigefihrt
haben.

Vorsorgeversicherung

Die Bestimmungen Ziff. 4 AHB — Vorsorgeversicherung —
finden keine Anwendung.

Gemeingefahren

Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspriiche wegen Schaden,
die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, ande-
ren feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Ge-
neralstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundes-
land) oder unmittelbar auf Verfiigungen oder MalRnahmen
von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt fir Schaden
durch hohere Gewalt, soweit sich elementare Naturkrafte
ausgewirkt haben.

Eingeschlossene Schaden
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Eingeschlossen sind abweichend von Ziff. 1.1 AHB — auch
ohne dass ein Gewésserschaden droht oder eintritt — Sché-
den an unbeweglichen Sachen des VN, die dadurch verur-
sacht werden, dass die gewésserschéadlichen Stoffe bestim-
mungswidrig aus der Anlage (gemaR V. Ziff.
20 1.2 a) his c) dieser Bedingungen) ausgetreten sind. Dies
gilt auch bei allmahlichem Eindringen der Stoffe in die Sa-
chen. Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wie-
derherstellung des Zustandes, wie er vor Eintritt des Scha-
dens bestand. Eintretende Wertverbesserungen sind abzu-
ziehen. Ausgeschlossen bleiben Schaden an der Anlage
(IV. Ziff. 20 1.2 a) bis c) dieser Bedingungen) selbst. Von je-
dem Schaden hat der VN 250 EUR selbst zu tragen.

VARIO Pakete (sofern vereinbart)

VARIO Paket Freizeit

Schaden an gemieteten beweglichen Sachen

Falls ausdriicklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtra-
gen das VARIO Paket Freizeit vereinbart ist, gilt die Beschadi-
gung, die Vernichtung oder der Verlust von fremden beweglichen
Sachen, auch wenn diese zu privaten Zwecken gemietet, ge-
pachtet, geliehen wurden oder Gegenstand eines besonderen
Verwahrungsvertrages sind, mitversichert. Es gelten dann die un-
ter IV. Ziff. 9 genannten Bestimmungen und Summen fur Sché-
den an gemieteten beweglichen Sachen (Inventar).

Der Versicherungsschutz erstreckt sich dartiber hinaus auch auf
elektrische medizinische Gerate (z. B. 24-Stunden-EKG-Gerét,
24-Stunden-Blutdruckmessgerat, Dialysegerat, Reizstromgerat —
nicht Hilfsmittel wie Horgeréate, Unterarmgehstitzen, Krankenbett
und dgl.), die dem Versicherten zu Diagnosezwecken oder zur
Anwendung uberlassen werden, soweit kein anderer Versicherer
leistungspflichtig ist. Fir die vorgenannten Geréte entféllt die zeit-
liche Begrenzung von 3 Monaten. Die Selbstbeteiligung (SB)
hierfuir betrégt 150 EUR.

Fahren fremder versicherungspflichtiger Kraftfahrzeuge
im Ausland (Mallorca-Deckung)

Falls ausdricklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtra-
gen das VARIO Paket Freizeit vereinbart ist, gilt - abweichend
von lll. - die gesetzliche Haftpflicht als Fuhrer eines fremden ver-
sicherungspflichtigen Kraftfahrzeugs wegen Schéaden, die auf ei-
ner Reise im européischen Ausland eintreten, soweit nicht oder
nicht ausreichend aus einer fur das Fahrzeug abgeschlossenen
Haftpflichtversicherung Deckung besteht, mitversichert.

Als Kraftfahrzeuge gelten:

e  Personenkraftwagen,

e  Kraftrader,

e Wohnmobile bis 4 t zulassigem Gesamtgewicht

soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beférderung
von nicht mehr als 9 Personen (einschlieBlich Fihrer) bestimmt
sind. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetz-
liche Haftpflicht aus dem Mitfihren von Wohnwagen-, Gepéack-
oder Bootsanhéngern.

Fir diese Kfz gelten nicht die Ausschlusse in Ziff. 3.1 (2) AHB
und in Ziff. 4.3 (1) AHB.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen
und Willen des Verfigungsberechtigten gebrauchen darf. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, daftr zu sorgen, dass das
Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf offentlichen
Wegen oder Platzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis be-
nutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafir zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der
nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. Das Fahrzeug darf nicht
gefahren werden, wenn der Fahrer durch alkoholische Getréanke
oder andere berauschende Mittel nicht in der Lage ist, das Fahr-
zeug sicher zu fuhren. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
dafir Sorge zu tragen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fah-
rer benutzt wird, der durch alkoholische Getrénke oder andere
berauschende Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu
fuhren.

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem beste-
henden Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag, so gilt der Versiche-
rungsschutz dieser Privat-Haftpflichtversicherung im Anschluss
an die bestehende Kfz-Haftpflichtversicherung.
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Be- und Entladeschaden

Falls ausdricklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtré-
gen das VARIO Paket Freizeit vereinbart ist, gilt: Mitversichert ist
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Halter
eines Pkw wegen Schaden, die beim Be- oder Entladen seines
Pkw verursacht wurden. Die Hochstersatzleistung des Versiche-
rers ist im Rahmen der in diesem Vertrag vereinbarten De-
ckungssumme auf 10.000 EUR je Schadenereignis begrenzt. Die
SB hierfur betragt 150 EUR.

Segel- und Motorboote

Falls ausdriicklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtra-

gen das VARIO Paket Freizeit vereinbart ist, gilt: Abweichend

von lIl. besteht Versicherungsschutz auch fiir Schaden, die durch

den Besitz und Gebrauch von

e eigenen Segelfahrzeugen (Segelboote, Segelschlitten, Eis-
segelschlitten, Strandsegler) mit einer Segelflache bis maxi-
mal 15 gm,

e eigenen Motorbooten mit einer Motorstarke bis maximal
5PS /3,7 kw

verursacht werden, sofern hierfir kein anderweitiger Versiche-

rungsschutz besteht und fur das Fuhren keine behordliche Er-

laubnis erforderlich ist.

VARIO Paket Beruf

Beruflicher Schlisselverlust

Falls ausdricklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtré-
gen das VARIO Paket Beruf vereinbart ist, ist der Verlust von im
Rahmen einer beruflichen Tatigkeit erhaltenen Schllsseln mit-
versichert. Es gelten dann die unter IV. Ziff. 7 genannten Be-
stimmungen und Summen fir das Schllsselverlustrisiko.

Haftpflichtanspriiche von Arbeitgebern, Dienstherren

oder Arbeitskollegen

Falls ausdrucklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtra-
gen das VARIO Paket Beruf vereinbart ist, gilt in Ergénzung zu
den zugrundeliegenden Vertragsbedingungen die gesetzliche
Haftpflicht des VN fir Schaden aus betrieblich und arbeitsver-
traglich veranlassten Tétigkeiten fur unmittelbar dem Arbeitgeber/
Dienstherrn oder den Arbeitskollegen zugefiigten Sachschaden,
mitversichert. Die Hochstersatzleistung des Versicherers ist im
Rahmen der in diesem Vertrag vereinbarten Deckungssumme
auf 10.000 EUR je Schadenereignis begrenzt. Die SB hierfiir be-
tragt 150 EUR.

Nebentatigkeiten

Falls ausdrucklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtra-
gen das VARIO Paket Beruf vereinbart ist, gilt in Ergénzung zu
den zugrundeliegenden Vertragsbedingungen die gesetzliche

Haftpflicht des VN aus selbststandigen Nebentatigkeiten mitver-

sichert, soweit es sich handelt um:

A)

Alleinunterhalter,

Annahmestellen fir Sammelbesteller,

Anderungsschneiderei, Stickerei,

Daten- und Texterfassung,

Fotografen,

Friseure,

Handel mit Haushaltsreinigungsmitteln, -waren, -geraten

sowie Geschirr,

Kosmetikhandel (ohne Herstellung),

Kunsthandwerker, Tépfer,

Lehrer (nebenberuflich, z. B. Musiklehrer, Sprachlehrer)

Markt- und Meinungsforschung,

Souvenirhandel, Schmuckhandel,

Tierbetreuung,

Ubersetzer (Vermégensschaden durch Berufsversehen

sind nicht mitversichert — siehe hierzu auch Ausschluss in

Abs. c).

B) Mitversichert gelten auch besonders beantragte und im Ver-
sicherungsschein oder seinen Nachtrdgen dokumentierte
Nebentatigkeiten. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
der im Versicherungsschein oder seinen Nachtragen ge-
nannten Person aus der dort beschriebenen selbststandigen
Nebentétigkeit sowie den sich daraus ergebenden Eigen-
schaften, Rechtsverhéltnissen und Tétigkeiten.

e & o o o o o

e & o o o o o
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Fur die unter A) und B) beschriebenen Nebentétigkeiten gilt:
a) Voraussetzungen fur die Mitversicherung sind:

e Es handelt sich um eine selbststdndige Nebentatigkeit,
die in der Freizeit des Versicherungsnehmers ausgeibt
wird; der Uberwiegende Lebensunterhalt wird anderweitig
bestritten.

o Die Tatigkeit wird in/von der ansonsten selbstgenutzten
Wohnung bzw. dem selbstgenutzten Einfamilienhaus be-
trieben. Ein separates Betriebsgrundstiick, z. B. ein La-
dengeschéft o. &., existiert nicht. Ein Lager in der Woh-
nung oder auf dem Grundstiick z&hlt nicht hierzu.

e Es wird kein Personal beschéftigt.

e Der Umsatz in den letzten zwdlf Monaten vor dem Scha-
deneintritt betrug hochstens 10.000 EUR.

Treffen diese Voraussetzungen nicht oder nicht mehr zu, besteht
kein Versicherungsschutz fir Schaden im Zusammenhang mit
der Nebentétigkeit. Die Bestimmungen in Ziff. 3.1 (2) und
(3) AHB (Erhéhung und Erweiterung des versicherten Risikos)
und Ziff. 4 AHB (Vorsorgeversicherung) finden keine Anwendung.
b) Deckungserweiterung:

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Tatigkeiten

auf fremden Grundstticken, der Teilnahme an Messen und

Ausstellungen, Vorfuhrungen betrieblicher Erzeugnisse so-

wie der Unterhaltung von Reklameeinrichtungen.

c) Nicht versichert sind Haftpflichtanspriche:

e aus Vermodgensschaden Ziff. 2 AHB;

e wegen Schaden durch Risiken, die nicht dem Charakter
der selbststandigen Nebenberufstéatigkeit entsprechen;

e wegen Schéaden, die der Versicherungsnehmer, ein Mit-
versicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftrag-
te Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder
Kraftfahrzeuganhéngers sowie eines Luft- oder Wasser-
fahrzeugs verursachen oder fir die sie als Halter oder
Besitzer eines solchen Fahrzeugs in Anspruch genom-
men werden;

e wegen Personenschaden durch im Geltungsbereich des
Arzneimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene
Arzneimittel, fur die der Versicherungsnehmer in der Ei-
genschaft als pharmazeutischer Unternehmer im Sinne
des AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen hat;

e dem Uberlassen von selbstfahrenden Arbeitsmaschinen
oder Abgabe von Kraft an Betriebsfremde;

e aus der Herstellung, Verarbeitung und Beférderung von
Sprengstoffen oder aus ihrer Lagerung zu GroRBhandels-
zwecken sowie aus dem Abbrennen von Feuerwerken;

e wegen Bergschaden (im Sinne des § 114 BBergG), so-
weit es sich um die Beschadigung von Grundstiicken, de-
ren Bestandteilen und Zubehoér handelt;

e wegen Schaden beim Bergbaubetrieb im Sinne des
§ 114 BBergG durch schlagende Wetter-, Wasser- und
Kohlensaureeinbriiche sowie Kohlenstaubexplosion;

e wegen Schaden an Kommissionsware;

e aus dem Verandern der Grundwasserverhaltnisse;

e aus Besitz und Betrieb von Anlagen zur Lagerung
und/oder Beférderung von gewésserschéadlichen Stoffen
sowie das Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko.

VARIO Paket Recht

Falls ausdricklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtra-
gen das VARIO Paket Recht vereinbart ist, gelten beiliegende
Zusatzbedingungen (Abschnitt VIl der Vertragsunterlagen/
Verbraucherinformationen) fur die Versicherung von Schadener-
satzrechtsschutz als Erganzung zur Ausfalldeckung.

VARIO Paket Erweiterte Vorsorge

Erweiterter Vorsorgeschutz

Falls ausdricklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtra-
gen das VARIO Paket Erweiterte Vorsorge vereinbart ist, gelten
im Versicherungsfall Risiken, die im Rahmen des vereinbarten
Vertrages nicht eingeschlossen sind, jedoch durch einen leis-
tungsstarkeren, allgemein zugénglichen Tarif zur Privat-
Haftpflichtversicherung eines anderen in Deutschland zum Be-
trieb zugelassenen Versicherers zum Zeitpunkt des Schadenein-
tritts eingeschlossen wéren, automatisch entsprechend den dor-
tigen Regelungen mitversichert. Der Nachweis (in Form von Be-
sonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)) uber
die anderweitige Mitversicherung obliegt dem VN.

Die Hochstersatzleistung fiir derartige Schaden richtet sich nach
den bei der HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT vereinbarten
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Deckungssummen fur diesen Vertrag. Eine Ersatzleistung tber
die bei der HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT vereinbarten
Deckungssummen hinaus ist nicht mdglich.

a) Der Erweiterte Vorsorgeschutz gilt ebenfalls fur die unter V.
Ziff. 1-3 genannten Risiken, falls diese ausdrucklich im Ver-
sicherungsschein oder seinen Nachtragen vereinbart sind.

b) Der Erweiterte Vorsorgeschutz gilt nicht fir Schaden im Zu-
sammenhang mit den nachfolgenden Ausschliissen
e im Ausland vorkommende Schadenereignisse (siehe

Ziff. 7.9 AHB)
e Berufliche und gewerbliche Risiken (siehe Abschnitt I)
(z. B. Berufs-, Betriebs- und Dienst-HV)
e die Befriedigung von Anspriichen Uber die gesetzliche

Haftung hinaus

Vorsatz (siehe Ziff. 7.1 AHB)

Vertragliche Haftung (siehe Ziff. 7.3 AHB)

Eigenschaden (siehe Ziff. 7.4 (1) AHB)

Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen

Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen (siehe Ziff. 3.1 (2)

und in Ziff. 4.3 (1) AHB)

Spezielle Regelungen innerhalb dieser Bedingungen gehen
diesen Ausschliissen vor.

c) Teil-Kundigungsméglichkeit
Der Erweiterte Vorsorgeschutz kann ohne Aufhebung des
Hauptvertrages von beiden Vertragspartnern ohne Angabe
von Griinden mit textlicher Erklarung unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat gekindigt werden. Der andere Ver-
tragspartner ist in diesem Fall berechtigt, die Aufhebung des
Hauptvertrages zum selben Zeitpunkt zu verlangen.

Die sonstigen Regelungen in den Verbraucherinformationen

(insb. AHB und BBR) bleiben von den Ausfuhrungen dieser Klau-

sel unberthrt.

Verzicht auf Deckungssummenbegrenzung und Selbstbetei-

ligung

Falls ausdriicklich im Versicherungsschein oder seinen Nachtra-

gen das VARIO Paket Erweiterte Vorsorge vereinbart ist, entfal-

len die im Rahmen der BBR PHV VARIO Komfort/Komfort PLUS
vereinbarten Selbstbeteiligungen (SB) im Schadenfall sowie Be-
grenzungen der Hochstersatzleistungen bis zu den im deutschen

Markt erreichbaren Summen (Sublimits) innerhalb der vereinbar-

ten Deckungssumme.

Hiervon grundsétzlich ausgenommen bleiben jedoch,

e die zum Vertrag vereinbarte generelle Deckungssumme,

e eine generell zum Vertrag vereinbarte SB.

e & o o

Besondere Vertragsformen

Falls vereinbart, gilt:
Single-Versicherung

Folgende Bestimmungen entfallen:
e |I. Ziff. 1 a), d) und e) — Mitversicherte Personen
e |V. Ziff. 5 — Fortsetzungsklausel
Abweichend von den Bestimmungen IlI. Ziff. 1 b) und c) gilt die
gesetzliche Haftpflicht des dort genannten Personenkreises nur
fur diejenigen Kinder mitversichert, deren Eltern getrennt leben
oder geschieden sind und die Ublicherweise nicht mit dem VN in
hauslicher Gemeinschaft leben und bei diesem auch nicht poli-
zeilich gemeldet sind. Eine anderweitig bestehende Haftpflicht-
versicherung geht diesem Vertrag vor.

a) Heiratet der VN, erweitert sich der Versicherungsschutz auf
die in II. Ziff. 1 genannten Personen, wenn die Heirat inner-
halb eines Monats dem Versicherer angezeigt wird.

b) Entsprechendes gilt fur den im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes eingetragenen Lebenspartner, wenn er die
Eintragung innerhalb der genannten Frist dem Versicherer
anzeigt.

c) Fur die eheahnliche Lebensgemeinschaft besteht Versiche-
rungsschutz erst nach Beantragung bei dem Versicherer.

Fir die Positionen a) bis c) gilt:

Ab Versicherungsbeginn fur die mitversicherten Personen ist der

im Tarif hierflr vorgesehene Beitrag zu zahlen.

Exzedenten-Deckung

Fur die Rangordnung und den Umfang der Privat-Haftpflicht-
versicherung als Exzedenten-Deckung gilt Folgendes:

Der bei einer anderen Versicherungsgesellschaft bestehende
und im Versicherungsschein explizit genannte Ursprungsvertrag
geht diesem Exzedenten-Privat-Haftpflichtversicherungsvertrag
vor. Besteht der Ursprungsvertrag nicht, nicht mehr oder ist er
unwirksam, wird Versicherungsschutz insoweit gewahrt, als die



Deckung Uber den im Versicherungsschein genannten Ur-
sprungsvertrag hinausgehen wiirde. Ausgeschlossen bleiben alle
Risiken, welche vom Ursprungsvertrag gedeckt sein wirden.

Der Umfang des Versicherungsschutzes ergibt sich aus den im
Versicherungsschein oder seinen Nachtragen vereinbarten Be-
stimmungen.

Lehrer-Haftpflicht

Falls ausdriucklich im Versicherungsschein oder seinen

Nachtragen vereinbart, gilt zuséatzlich:

Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht des VN oder einer

mitversicherten und im Versicherungsschein néher bezeichneten

Person aus der Tatigkeit als angestellter oder verbeamteter Leh-

rer im &ffentlichen Dienst gemaf3 nachstehender Bedingungen.

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus

a) der Erteilung von Experimentalunterricht (auch mit radioakti-
ven Stoffen);

b) Leitung und/oder Beaufsichtigung von Schiler-, Klassen-
sowie Gruppenreisen sowie Schulausfligen und damit ver-
bundenen Aufenthalten in Herbergen und Heimen;

c) der Erteilung von Nachhilfestunden;

d) der Tatigkeit als Kantor und/oder Organist;

e) der Tatigkeit als Leiter der Einrichtung;

f)  Sportmassage (nicht Heilmassage) bei Sportlehrern.

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Forschungs- oder Gutach-

tertatigkeit.

AuBerdem gilt Folgendes:

Ausgeschlossen sind

a) Schaden am Eigentum der Einrichtung oder an von Dritten
fur den Betrieb der Einrichtung zur Verfiigung gestellten Sa-
chen;

b) Personenschaden, bei denen es sich um Dienst- oder Ar-
beitsunfalle im Betrieb der Einrichtung gemaR den beamten-
rechtlichen Bestimmungen oder des SGB handelt.

Eingeschlossen ist jedoch die Haftpflicht wegen Personenschéa-

den aus Arbeitsunfallen von Kindern, Schilern, Lernenden und

Studierenden.
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zur Ausfalldeckung im Rahmen der
Privat-Haftpflichtversicherung

— Stand 01.01.2011 gultig ab 01.11.2010

§1

Sofern vereinbart und im Versicherungsschein erwéhnt, gilt der

Rechtsschutz fur die Durchsetzung von Schadenersatzanspri-

chen versichert. Versicherte Personen sind dieselben Personen,

die auch versicherte Personen der Privat-Haftpflichtversicherung
sind.

Dieser Rechtsschutz kann nicht allein versichert werden, der

Abschluss oder das Bestehen dieser Privat-Haftpflichtversiche-

rung ist unabdingbare Voraussetzung.

Der Rechtsschutz beginnt frilhestens zu dem im Versicherungs-

schein genannten Zeitpunkt fiir die Dauer von mindestens einem

Jahr mit jahrlicher Verlangerung. Er endet spéatestens mit der

Aufhebung der Privat-Haftpflichtversicherung.

Das Recht auf Kundigung steht unter Einhaltung der Frist nach

Ziff. 9 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen fir die Haft-

pflichtversicherung (AHB) sowohl dem Versicherungsnehmer als

auch dem Versicherer zu.
§2
Versichert ist die Geltendmachung von Schadenersatzanspru-
chen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen gegen Drit-
te, soweit es sich bei dem Dritten um eine Privatperson handelt
und soweit die sich aus dem Vorwurf gegen den Dritten ergeben-
den Anspriiche nach MalRgabe der diesem Vertrag zugrunde lie-
genden Allgemeinen Bedingungen fir die Haftpflichtversicherung

(AHB) sowie der Besonderen Bedingungen und Risikobeschrei-

bungen zur Haftpflichtversicherung fur Privatpersonen (BBR)

versichert waren.

Dritter im Sinne dieser Bedingungen ist der Schadenverursacher

oder mutmaRliche Schadenverursacher, der nicht selbst eine

versicherte Person dieser Privat-Haftpflichtversicherung ist.

Gegenstand der Rechtsschutzversicherung ist die Feststellung

der Schadenverursachung durch den Dritten, die Feststellung der

Schadenhohe, die Erzielung eines rechtskréaftig vollstreckbaren

Urteils und die Vollstreckung des Urteils oder ersatzweise der

Nachweis der Erfolglosigkeit der Zwangsvollstreckung durch das

schriftliche Vollstreckungsprotokoll eines Gerichtsvollziehers.

Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechts-

schutzfalles fir die Geltendmachung von Schadenersatz-

anspriichen ab dem Zeitpunkt, in dem das dem Schadenersatz-
anspruch zugrunde liegende Schadenereignis eingetreten ist.
§3

Soweit nicht ein anderer Rechtsschutzversicherer fiir die versi-

cherte Person fiir den gleichen Rechtsschutzfall zur Kostentiber-

nahme verpflichtet ist, tragt der Versicherer

a) bei Eintritt des Versicherungsfalles im Inland die Vergutung
fur den Versicherungsnehmer tatigen Rechtsanwalts bis zur
Hohe der gesetzlichen Vergiitung eines am Ort des zustéan-
digen Gerichts ansassigen Rechtsanwalts. Wohnt der Versi-
cherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zusténdigen
Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung
seiner Interessen, tragt der Versicherer weitere Kosten fiir
einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers an-
sassigen Rechtsanwalt bis zur Hohe der gesetzlichen Vergu-
tung eines Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr mit dem
Prozessbevollméchtigten fiihrt;

b) bei Eintritt eines Versicherungsfalles im Ausland die Vergu-

tung eines fir den Versicherungsnehmer tatigen, am Ort des
zustandigen Gerichts anséssigen auslandischen oder eines
im Inland zugelassenen Rechtsanwalts. Im letzteren Fall
trégt der Versicherer die Vergitung bis zur Hohe der gesetz-
lichen Vergitung, die entstanden ware, wenn das Gericht,
an dessen Ort der Rechtsanwalt anséassig ist, zustandig wa-
re.
Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie
vom zustandigen Gericht entfernt und ist ein auslandischer
Rechtsanwalt fir den Versicherungsnehmer tatig, tragt der
Versicherer weitere Kosten fir einen im Landgerichtsbezirk
des Versicherungsnehmers anséssigen Rechtsanwalt bis zur
Hohe der gesetzlichen Vergiitung eines Rechtsanwalts, der
lediglich den Verkehr mit dem ausléndischen Rechtsanwalt
fuhrt;

c) die Gerichtskosten einschlielRlich der Entschadigung fir
Zeugen und Sachversténdige, die vom Gericht herangezo-
gen werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers;

d) die Gebuhren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens
bis zur Hohe der Gebiihren, die im Fall der Anrufung eines
zustandigen staatlichen Gerichts erster Instanz entstehen;

e) die Kosten firr die Ubersetzung der fiir die Wahrnehmung
der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers im
Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen aus der deut-
schen Sprache in die auslandische Gerichtssprache;

VIII Zusatzbedingungen fur die Versicherung
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f)  die Kosten fir einen Dolmetscher fir die Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers im Aus-
land, wenn das Erscheinen des Versicherten angeordnet ist;

g) die Reisekosten zu einem auslandischen Gericht, wenn das
Erscheinen des Versicherten angeordnet ist. Die Kosten
werden bis zur Hohe der fir Geschaftsreisen von deutschen
Rechtsanwalten geltenden Sétze tibernommen, max. 2.500
EUR;

h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsneh-
mer zu deren Erstattung verpflichtet ist.

a) Der Versicherungsnehmer kann die Ubernahme der vom
Versicherer zu tragenden Kosten verlangen, sobald er
nachweist, dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist oder
diese Verpflichtung bereits erfillt hat.

b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Wahrung aufgewand-
te Kosten werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Ta-
ges erstattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsneh-
mer gezahlt wurden.

Es gilt eine Versicherungssumme in unbegrenzter Hohe je

Rechtsschutzfall unter Beriicksichtigung der Gebiihrenordnungen

und Kostengesetze als vereinbart. Zahlungen fir den Versiche-

rungsnehmer und mitversicherte Personen aufgrund desselben

Versicherungsfalles werden hierbei zusammengerechnet. Dies

gilt auch fiur Zahlungen aufgrund mehrerer Versicherungsfélle,

die zeitlich und ursachlich zusammenhéngen.

Rechtsschutz besteht fur die Geltendmachung von Schaden-

ersatzansprichen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmun-

gen in den Mitgliedsstaaten der Europaischen Union, in Norwe-
gen und in der Schweiz.
§4

Auswahl des Rechtsanwalts

Der Versicherungsnehmer hat freie Rechtsanwaltswahl. Der Ver-

sicherer wahlt den Rechtsanwalt aus,

a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt,

b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt be-

nennt und dem Versicherer die alsbaldige Beauftragung ei-
nes Rechtsanwaltes notwendig erscheint.
Hat der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht be-
reits selbst beauftragt, beauftragt der Versicherer diesen im
Namen des Versicherungsnehmers. Fir die Tatigkeit des
Rechtsanwalts ist der Versicherer nicht verantwortlich.

Macht der Versicherungsnehmer den Rechtsschutzanspruch

geltend, hat er sowohl den Versicherer als auch den beauftragten

Rechtsanwalt vollstandig und wahrheitsgemaR tber samtliche

Umstande des Versicherungsfalles zu unterrichten. Er hat die

Beweismittel anzugeben und die notwendigen Unterlagen auf

Verlangen zur Verfugung zu stellen oder zu beschaffen. Der Ver-

sicherungsnehmer hat Auskunft Gber den Stand der Angelegen-

heit zu geben, wenn der Versicherer dies verlangt.

Der Versicherungsnehmer hat alles zu vermeiden, was eine un-

notige Kostenerhdhung oder eine Erschwerung der Kostenerstat-

tung durch andere verursachen konnte. Soweit seine Interessen
nicht unbillig beeintrachtigt werden, hat er

a) die Zustimmung des Versicherers einzuholen, bevor Klage
erhoben oder ein Rechtsmittel eingelegt wird;

b) vor Klageerhebung den rechtskréftigen Abschluss eines an-
deren gerichtlichen Verfahrens abzuwarten, das tatsachliche
oder rechtliche Bedeutung fir den beabsichtigten Rechts-
streit haben kann;

c) vorab nur einen angemessenen Teil seiner Anspriiche ein-
zuklagen und die gerichtliche Geltendmachung der restli-
chen Anspriiche bis zur Rechtskraft der Entscheidung uber
den Teilanspruch zuriickzustellen.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 2 und 3
genannten Pflichten (Obliegenheiten), so ist der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei. Die Leistungspflicht besteht
fort, wenn die Verletzung der Pflicht weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlassigkeit beruht oder keinen Einfluss auf die Fest-
stellung des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leis-
tungspflicht gehabt hat.

Der Versicherer bestétigt den Umfang des fur den gemeldeten

Versicherungsfall bestehenden Versicherungsschutzes. Wenn

der Versicherungsnehmer schon vor Rechtsschutzbestatigung

MaRnahmen ergreift, die Kosten auslosen, tragt der Versicherer

solche Kosten nur im Rahmen des bestéatigten Versicherungs-

umfangs.

Anspriiche auf Versicherungsleistungen kdénnen nur mit schriftli-

chem Einverstandnis des Versicherers abgetreten werden.
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7. Anspriiche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstat-
tung von Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen mit ih-
rer Entstehung auf diese Uber. Die fiir die Geltendmachung der
Anspriiche notwendigen Unterlagen hat der Versicherungsneh-
mer dem Versicherer auszuhandigen und bei deren MaBnahmen
gegen den anderen auf Verlangen mitzuwirken. Dem Versiche-
rungsnehmer bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer
zuriickzuzahlen.

§5

1. Die Hohe der Versicherungssumme und des Jahresbeitrags rich-
tet sich nach den jeweils geltenden Tarifbestimmungen, die Be-
standteil dieser Privat-Haftpflichtversicherung sind.

2. Die Pramien sind Jahrespramien und im Voraus zusammen mit
den Pramien zu dieser Privat-Haftpflichtversicherung zu zahlen.
§6
1. Bei Erhohung des sich aus dem Tarif ergebenden Beitrags ist der

Versicherer berechtigt, fiir die zu diesem Zeitpunkt bestehenden
Versicherungsvertrage den Beitrag mit Wirkung vom Beginn der
nachsten Versicherungsperiode an bis zur Hohe des sich aus
dem neuen Tarif ergebenden Beitrag anzuheben.

2. Eine Beitragserhhung nach Absatz 1 wird nur wirksam, wenn
der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Anderung unter
Kenntlichmachung des Unterschieds zwischen altem und neuem
Beitrag spatestens einen Monat vor dem Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens mitteilt und ihn schriftlich Uber sein Recht nach Ab-
satz 4 belehrt.

3. Vermindert sich der Tarifbeitrag, ist der Versicherer verpflichtet,
den Beitrag vom Beginn der néchsten Versicherungsperiode an
auf die Hohe des neuen Tarifbeitrags zu senken.

4, Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers
Uber die Beitragserhdhung mit sofortiger Wirkung, friihestens je-
doch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhéhung, kindi-
gen.

Vertragsgrundlage auch fir diese Zusatzdeckung zur Privat-
Haftpflichtversicherung sind die Allgemeinen Bedingungen fir die
Haftpflichtversicherung (AHB), wenn in den vorgenannten Zu-
satzbedingungen keine anderslautenden Inhalte aufgefiihrt sind,
sowie die gesetzlichen Bestimmungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG).

§7

1. Soweit die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen beziglich
der Rechtslage keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet,
kann der Versicherer den Rechtsschutz ganz oder teilweise ab-
lehnen.

2. Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer unter Angabe der
Grunde unverzuglich mitzuteilen, sobald der Sachverhalt genu-
gend geklart ist. Stimmt der Versicherungsnehmer der Auffas-
sung der Rechtsschutzversicherung nicht zu, kann der Versiche-
rungsnehmer den fur ihn tatigen oder noch zu beauftragenden
Rechtsanwalt auf Kosten der Rechtsschutzversicherung veran-
lassen, dieser gegeniiber eine begriindete Stellungnahme dar-
Uber abzugeben, dass die Wahrnehmung seiner rechtlichen Inte-
ressen hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, nicht mutwillig er-
scheint und nicht in grobem Missverstéandnis zu dem angestreb-
ten Erfolg steht. Die Entscheidung des Rechtsanwalts ist fur bei-
de Teile bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der wirkli-
chen Sach- oder Rechtslage erheblich abweicht.

3. Die Rechtsschutzversicherung kann dem Versicherungsnehmer
eine Frist von mindestens einem Monat setzen, binnen derer der
Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt vollstandig und wahr-
heitsgeman Uber die Sachlage zu unterrichten und die Beweis-
mittel anzugeben hat, damit dieser die Stellungnahme geman
Absatz 2 abgeben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser
Verpflichtung nicht innerhalb der gesetzten Frist nach, entfallt der
Versicherungsschutz. Die Gesellschaft ist verpflichtet, den Versi-
cherungsnehmer ausdriicklich auf die mit dem Fristablauf ver-
bundene Rechtsfolge hinzuweisen.

Risikotrager: AUXILIA Rechtsschutz-Versicherungs-AG,
Uhlandstr. 7, 80336 Miinchen
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IX Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen

zur Tierhalter-Haftpflichtversicherung PLUS
— Stand 01.01.2011 gultig ab 01.11.2010

Inhaltsverzeichnis

. Was ist versichert?

1. Wer ist mitversichert?

Il. Leistungsumfang

Deckungserweiterungen 5.
Auslandsaufenthalt

Deckschaden

Flurschaden

Reitbeteiligungen

Pferde-/Hunderennen, Schauvorfiihrungen und Turniere 6.
Kutschfahrten

Vorsorgeversicherung

Mitversicherung von Welpen und Fohlen

Vertragsfortsetzung nach dem Tod des VN

10. Mietsachschaden 7.
11. Ausfalldeckung

12.  Umweltschaden (6ffentlich-rechtliche Inanspruchnahme)

13. Abweichungen gegeniiber den GDV-Musterbedingungen

14. Innovationsgarantie 8.
15. Gewasserschaden

V. Deckungseinschrankungen

CoNOURONEZ

I Was ist versichert?

Versichert ist im Rahmen der dem Vertrag zugrunde liegenden 9.
Allgemeinen Haftpflichtversicherungsbedingungen (AHB) und
der folgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers (VN) als

Halter
der im Versicherungsvertrag bezeichneten Hunde und/oder
Pferde. Bei Tierhaltung zu beruflichen, betrieblichen, gewerbli-
chen oder dergleichen Zwecke finden diese Bestimmungen
keine Anwendung. 10.
Samtliche vorhandenen Tiere derselben Gattung missen zur 10.1
Beitragsberechnung angegeben werden, ausgenommen Jagd-
hunde, fur die Versicherungsschutz durch eine Jagd-
Haftpflichtversicherung besteht.

1. Wer ist mitversichert?

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 10.2
. der Familienangehdrigen des VN;
. des nicht gewerbsmaRig tatigen Tierhiters in dieser Ei-

genschaft und
. des berechtigten (Fremd-)Reiters
Eingeschlossen sind — abweichend von ziff. 7.5 (1) AHB —
Haftpflichtanspriche der Tierhiter, Reitbeteiligten und der
Reittiernutzer gegen den VN. Die weiteren Ausschlisse gemaf 10.3
Ziff. 7.5 (1) sowie Ausschlisse Ziff. 7.4 AHB bleiben bestehen.

. Leistungsumfang

Es gelten die im Versicherungsschein/Nachtrag genannten
Deckungssummen. Auf Ziff. 5 und Ziff. 7 AHB wird hingewie-

sen.
. 10.4
V. Deckungserweiterungen
1. Auslandsaufenthalt
Fur voribergehende Auslandsaufenthalte bis zu einem Jahr
gilt:

Eingeschlossen ist — abweichend von Ziff. 7.6 AHB — die ge-
setzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Schaden-
ereignissen.
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EUR. Die Ver-
pflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfullt, in
dem der Euro-Betrag bei einem inldndischen Geldinstitut an-
gewiesen ist.
Bei gleichzeitigem Bestehen der Privat-Haftpflichtversicherung
bei der HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT verlangert sich
der Versicherungsschutz fir Auslandsaufenthalte entspre-
chend der dortigen Regelung.

2. Deckschéden
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schaden aus
dem Deckakt (gewollt/ungewollt)

3. Flurschaden

HAFTPFLICHTKASSE
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haltskosten. Die Reitbeteiligten sollten in dem Versicherungs-
schein oder seinen Nachtragen namentlich benannt werden.
Ebenso gilt die gesetzliche Haftpflicht aus dem unentgeltlichen
Verleih an fremde Reittiernutzer als mitversichert.
Pferde-/Hunderennen, Schauvorfiihrungen und Turniere
Mitversichert gelten Haftpflicht-Anspriiche aus Schaden infolge
der Teilnahme an Pferde-/Hunderennen (auch Schlittenren-
nen), Schauvorfiihrungen, Turnieren und den Vorbereitungen
(Training) hierzu.

Kutschfahrten

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Tierhalters aus
der Verwendung der eigenen Reittiere als Zugtiere von eige-
nen oder fremden Pferdefuhrwerken (z. B. Kutschen oder
Schlitten). Ausgeschlossen sind Schaden an der Kutsche.
Vorsorgeversicherung

Abweichend von Ziff. 4.2 AHB gelten die vereinbarten De-
ckungssummen auch fir die Vorsorgeversicherung, maximal
bis 10.000.000 EUR.

Mitversicherung von Welpen und Fohlen

Uber die Regelungen zur Vorsorgeversicherung in
Ziff. 4.2 AHB hinaus gilt die gesetzliche Haftpflicht des VN fur
Hundewelpen bzw. als Halter von Fohlen ab Geburt bis zum
Ende des 1. Lebensjahres mitversichert. Voraussetzung ist,
dass die Welpen bzw. Fohlen im Besitz des VN sind.
Vertragsfortsetzung nach dem Tod des VN

Fur den mitversicherten Ehegatten des VN oder den eingetra-
genen Lebenspartner’ und/oder unverheiratete Kinder des VN
bzw. des eingetragenen Lebenspartners besteht der bedin-
gungsgemaRe Versicherungsschutz im Falle des Todes des
VN bis zum néachsten Beitragsfélligkeitstermin fort.

Wird der nachste Beitrag durch den tberlebenden Partner ein-
geldst, so wird dieser VN.

Mietsachschéden

Mietsachschaden an Gebauden

Mitversichert ist — abweichend von Ziff. 7.6 AHB — die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschadigung von Wohnraumen und
sonstigen zu privaten Zwecken gemieteten Raumen in Gebau-
den. Die Versicherungssumme fiir Mietsachschaden betragt
1.000.000 EUR im Rahmen der Sachschadendeckungssum-
me.

Mietsachschéden an mobilen Gegenstanden

Falls ausdrucklich im Versicherungsschein oder seinen
Nachtrégen vereinbart, besteht fir Sachschaden an mobilen
Einrichtungsgegenstanden/Inventar in Hotels, gemieteten Fe-
rienwohnungen/-hdusern je Versicherungsfall bis zur Héhe von
10.000 EUR der Mietsachschaden-Deckungssumme Versiche-
rungsschutz.

Mietsachschaden an Stallungen, Reithallen und Weiden
Mitversichert ist — abweichend von Ziffer 7.6 AHB — die gesetz-
liche Haftpflicht aus der Beschadigung von zu privaten Zwe-
cken gemieteten Stallungen, Reithallen und Weiden. Die Ver-
sicherungssumme je Schaden betragt 10.000 EUR hochstens
aber das Doppelte fir alle Schaden eines Versicherungsjahres.
Die Selbstbeteiligung hierfir betragt 20 %, mindestens
100 EUR, héchstens 2.000 EUR.

Mietsachschéden an zu privaten Zwecken gemieteten, gepach-
teten oder genutzten Pferdetransportanhéngern

Mitversichert ist — abweichend von Ziffer 7.6 AHB — die gesetz-
liche Haftpflicht aus der Beschadigung von zu privaten Zwe-
cken gemieteten bzw. geliehenen Pferdetransportanhéngern,
sofern hierfurr nicht tiber einen anderen Vertrag Entschadigung
verlangt werden kann.

Die Versicherungssumme je Schaden betragt 5.000 EUR
hdéchstens aber das Doppelte fiir alle Schaden eines Versiche-
rungsjahres. Die Selbstbeteiligung hierfir betragt 20%, min-
destens 100 EUR, héchstens 1.000 EUR.

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Flurschaden.
4. Reitbeteiligungen

* Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetrage-

nen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes

Mitversichert ist die personliche gesetzliche Haftpflicht der oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht anderer Staa-
Reitbeteiligten. Reitbeteiligungen sind auf gewisse Dauer an- ten lebt. Als eingetragene Lebenspartnerschaften gelten auch die den
gelegte Rechtsverhéltnisse tber die regelméaRige Benutzung Partnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes ver-
des versicherten Reitpferdes gegen Beteiligung an den Unter- gleichbaren Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten.
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Zu den vorgenannten Ziff. 10.1 bis 10.4 gilt:

11.

111

115

Ausgeschlossen sind

a)  Haftpflichtanspriiche wegen
. Abnutzung, VerschleiRes und UberméRiger Bean-

spruchung,

. Schaden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro-
und Gasgeraten,

. Glasschaden, soweit sich der Versicherungsneh-
mer hiergegen besonders versichern kann;

b)  die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der
Feuerversicherer bei Ubergreifenden Schadenereignis-
sen fallenden Ruickgriffsanspriiche?.

Ausfalldeckung

Bei Ausfall von rechtskraftig ausgeurteilten und vollstreckbaren

Forderungen gegenuber Dritten gilt Folgendes:

Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT gewahrt dem VN

und der/den versicherten Person/en Versicherungsschutz fir

den Fall, dass eine versicherte Person wahrend der Wirksam-
keit der Versicherung von einem Dritten geschadigt wird und
die daraus entstandenen Schadenersatzforderungen gegen
den Schadiger nicht durchgesetzt werden kénnen. Inhalt und

Umfang der Schadenersatzanspriiche richten sich in entspre-

chender Anwendung nach dem Deckungsumfang der Tierhal-

ter-Haftpflichtversicherung dieses Vertrages.

In Erweiterung dieses Versicherungsschutzes besteht auch

Versicherungsschutz fir im Rahmen des vorgenannten De-

ckungsumfangs versicherte Schadenersatzanspriiche, denen

abweichend von Ziffer 7.1 AHB ein vorsétzliches Handeln des

Schédigers zugrunde liegt.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Verzugszin-

sen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfolgung.

Nicht versichert sind Forderungsausfélle aus Schaden, die in

ursachlichem Zusammenhang mit Nuklear- und genetischen

Schaden, Krieg, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aussperrung

oder Erdbeben stehen.

Dritter im Sinne dieser Bedingungen ist der Schadenverursa-

cher, der ausweislich des rechtskraftig vollstreckbaren Urteils

vom VN bzw. der/den mitversicherten Personen wegen eines

Haftpflichtschadens auf Leistung von Schadenersatz in An-

spruch genommen wurde.

Versicherungsschutz besteht im Rahmen der zum Vertrag ver-

einbarten Deckungssummen.

Der VN erhalt die Entschadigungsleistung auf Antrag. Er hat

der HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT eine Schadenanzei-

ge zuzusenden. Er ist verpflichtet, wahrheitsgeméaRe und aus-
fuhrliche Angaben zum Haftpflichtschaden zu machen und alle

Tatumstande, welche auf den Haftpflichtschaden Bezug neh-

men, mitzuteilen. Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT

kann den VN auffordern, weitere fir die Beurteilung des Haft-
pflichtschadens erhebliche Schriftstiicke einzusenden.

Bei Verstof gegen die Position 11.4 genannten Obliegenheiten

kann der VN seinen Versicherungsschutz nach MaRgabe der

Ziff. 2.6 AHB verlieren.

Die Leistungspflicht der HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT

tritt ein, wenn der VN und/oder die mitversicherte/n Person/en

gegen den Dritten vor einem Gericht eines Mitgliedstaates der

Européischen Union, Norwegens, der Schweiz ein rechtskraftig

vollstreckbares Urteil wegen eines Haftpflichtschadens erstrit-

ten haben und Vollstreckungsversuche gescheitert sind.

a) Rechtskréftiges, vollstreckbares Urteil im Sinne dieser
Bedingungen ist auch ein Versaumnis- oder Anerken-
nungsurteil, ein Vollstreckungsbescheid oder gerichtli-
cher vollstreckungsféhiger Vergleich oder notarielles
Schuldanerkenntnis mit Unterwerfungsklausel, aus der
hervorgeht, dass sich der Dritte personlich der sofortigen
Zwangsvollstreckung in sein gesamtes Vermodgen unter-
wirft.

b)  Vollstreckungsversuche sind gescheitert, wenn der VN
nachweist, dass eine Zwangsvollstreckung (Sach- oder
Forderungspféandung) nicht oder nicht zur vollen Befrie-
digung des Schadenersatzanspruchs gefuhrt hat oder ei-
ne selbst teilweise Befriedigung wegen nachgewiesener
Umsténde aussichtslos erscheint, zum Beispiel weil der
Dritte die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat
oder in der ortlichen Schuldnerkartei des Amtsgerichts
gefuhrt wird.

Zum Nachweis der gescheiterten Vollstreckung hat der VN der

HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT das Vollstreckungspro-

2

Der Wortlaut dieses Abkommens wird auf Wunsch zur Verfiigung

gestellt.
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tokoll eines Gerichtsvollziehers vorzulegen, aus dem sich die

Erfolglosigkeit (Fruchtlosigkeit) der Zwangsvollstreckung ergibt.

Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT ist zur Leistung nur

verpflichtet, wenn der Nachweis der gescheiterten Vollstre-

ckung erbracht ist.

Nicht versichert sind Anspriiche des VN beziehungsweise der

versicherten Person/en, fiir die ein Sozialversicherungstrager

beziehungsweise Sozialhilfetréger leistungspflichtig ist.

Leistungen aus einer fir den VN beziehungsweise die versi-

cherte/n Person/en bestehenden Schadenversicherung (zum

Beispiel Hausratversicherung) oder fir den Dritten bestehen-

den Tierhalter-Haftpflichtversicherung sind zunéchst geltend zu

machen. Decken die Leistungen aus jenen Vertragen den ge-
samten Schadenersatzanspruch des VN bzw. der versicherten

Person/en nicht ab, leistet die HAFTPFLICHTKASSE

DARMSTADT nach der MalRgabe dieser Bedingungen den

Restanspruch aus diesem Versicherungsvertrag.

Der VN beziehungsweise die versicherte/n Person/en ist/sind

verpflichtet, seine/ihre Anspriiche gegen den Dritten bei der

Regulierung des Schadens in Hohe der Entschadigungsleis-

tung an die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT abzutreten.

Hierfur ist eine gesonderte Abtretungserklarung abzugeben.

Der Dritte kann aus diesem Vertrag keine Rechte herleiten.

Ein gleichartiger Versicherungsschutz eines bestehenden Pri-

vat-Haftpflichtversicherungsvertrages geht diesem vor.

Umweltschaden (6ffentlich-rechtliche Inanspruchnahme)

Mitversichert sind abweichend von Ziff. 1.1 AHB offentlich-

rechtliche Pflichten oder Anspriiche zur Sanierung von Um-

weltschaden gemal Umweltschadensgesetz (USchadG), so-
weit wahrend der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages

. die schadenverursachenden Emissionen plétzlich, unfall-
artig und bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt sind
oder

. die sonstige Schadenverursachung plétzlich, unfallartig
und bestimmungswidrig erfolgt ist.

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung be-

steht Versicherungsschutz fiir Umweltschédden durch Lage-

rung, Verwendung oder anderen Umgang von oder mit Er-
zeugnissen Dritter ausschlieBlich dann, wenn der Umwelt-
schaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder Instrukti-
onsfehler dieser Erzeugnisse zurlickzufuihren ist. Jedoch be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt
des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand von

Wissenschaft und Technik nicht hatte erkannt werden kénnen

(Entwicklungsrisiko).

Umweltschaden ist eine

. Schéadigung von geschitzten Arten und natirlichen Le-
bensrdumen,

. Schéadigung von Gewasser einschliellich Grundwasser,

. Schadigung des Bodens.

Nicht versichert sind

a) Pflichten oder Anspruche, soweit sich diese gegen die
Personen (VN oder einen Mitversicherten) richten, die
den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie be-
wusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den VN ge-
richteten behdrdlichen Anordnungen oder Verfligungen,
die dem Umweltschutz dienen, abweichen;

b)  Pflichten oder Anspriiche wegen Schaden,

. die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf ge-
nommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen;

. fur die der VN aus einem anderen Versicherungsvertrag
(z. B. Gewasserschaden-Haftpflichtversicherung) Versi-
cherungsschutz hat oder hétte erlangen kénnen.

Versicherungsschutz wird fiir versicherte Kosten im Rahmen

der beantragten Deckungssumme gewahrt, maximal bis

3.000.000 EUR je Schadenereignis. Die Deckungssumme

steht einmal pro Versicherungsjahr zur Verfligung.

Versichert sind abweichend von Ziff. 7.9 AHB und IV. Ziff. 1

dieser Bedingungen im Umfang dieses Versicherungsvertrages

im Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie

(2004/35/EG) eintretende Versicherungsfalle.

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziff. 7.9

AHB auch fiir Pflichten oder Anspriiche gemaf nationalen Um-

setzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedsstaaten, sofern diese

Pflichten oder Anspriiche den Umfang der oben genannten

EU-Richtlinie nicht Gberschreiten.

Versicherungsschutz besteht fir Handlungen oder Zusténde,

die wahrend der Vertragslaufzeit eingetreten sind, bzw. fir An-

spriiche, die binnen eines Jahres nach Vertragsende erhoben
wurden.

Ausgenommen bleiben Anspriche, fur die Versicherungs-

schutz im Rahmen einer betrieblichen Versicherung besteht.




13.

14.

2.2

Ausgeschlossen sind Schaden an eigenen, gemieteten, ge-
pachteten oder sonst vertraglich in Besitz genommenen
Grundsticken einschlieBlich der Gewasser und dortiger Biodi-
versitat.

Abweichungen gegeniiber den GDV-Musterbedingungen
Die HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT garantiert, dass die
dieser Tierhalter-Haftpflichtversicherung zugrunde liegenden
Allgemeinen Versicherungsbedingungen fur die Haftpflichtver-
sicherung (AHB) und Besonderen Bedingungen zur Tierhalter-
Haftpflichtversicherung ausschlielich zum Vorteil des VN von
den durch den Gesamtverband der Versicherungswirtschaft
(GDV) empfohlenen Bedingungen — jeweils aktueller Stand —
abweichen.

Innovationsgarantie

Werden die dieser Tierhalter-Haftpflichtversicherung zugrunde
liegenden Bedingungen ausschlief3lich zum Vorteil des VN und
ohne Mehrbeitrag geandert, so gelten die neuen Bedingungen
mit sofortiger Wirkung auch fiir diesen Vertrag.
Gewasserschaden

Gegenstand der Versicherung

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermdgens-
schaden wie Sachschéden behandelt werden, die gesetzliche
Haftpflicht des VN flr mittelbare oder unmittelbare Folgen von
Verénderungen der physikalischen, chemischen oder biologi-
schen Beschaffenheit eines Gewassers, einschlielich des
Grundwassers (Gewasserschaden) — Restrisiko — mit Aus-
nahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung
von gewasserschadlichen Stoffen und aus Verwendung dieser
gelagerten Stoffe (Versicherungsschutz hierfir wird aus-
schlieRlich durch besonderen Vertrag gewahrt).

Kleingebinde bis 100 I/kg je Einzelgebinde und mit einem Ge-
samtfassungsvermdogen bis 1.000 I/kg gelten nicht als Anlagen.
Rettungskosten

Aufwendungen, auch erfolglose, die der VN im Versicherungs-
fall zur Abwendung oder Minderung des Schadens fiir geboten
halten durfte (Rettungskosten), sowie auRergerichtliche Gut-
achterkosten werden vom Versicherer insoweit (ibernommen,
als sie zusammen mit der Entschadigungsleistung die Versi-
cherungssumme fir Sachschaden nicht lbersteigen. Fiir Ge-
richts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der All-
gemeinen Versicherungsbedingungen fir die Haftpflichtversi-
cherung (AHB).

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und
auBBergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu er-
setzen, als sie zusammen mit der Entschadigung die Versiche-
rungssumme fir Sachschaden tbersteigen. Eine Billigung des
Versicherers von MaBnahmen des VN oder Dritter zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des
Versicherers.

Vorsétzliche VerstéRe

Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspriiche gegen die Personen
(VN oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch vor-
satzliches Abweichen von dem Gewasserschutz dienenden
Gesetzen, Verordnungen, an den VN gerichteten behérdlichen
Anordnungen oder Verfligungen herbeigefuhrt haben.
Gemeingefahren

Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspriche wegen Schaden,
die mittelbar oder unmittelbar auf Kriegsereignissen, anderen
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, General-
streik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder
unmittelbar auf Verfiigungen oder MaRnahmen von hoher
Hand beruhen. Das Gleiche gilt fur Schaden durch héhere
Gewalt, soweit sich elementare Naturkrafte ausgewirkt haben.
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Deckungseinschrankungen

Ausgenommen von der Versicherung und ggf. besonders zu

versichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdriicklich in Ver-

sicherung gegeben oder nach Besonderen Bedingungen oder

Risikobeschreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert

ist.

Insbesondere gilt nicht mitversichert die Zurverfiigungstellung

des Reittieres zu Vereinszwecken und/oder zu Veranstaltun-

gen sowie die Verwendung zu Zwecken des Reitunterrichts.

Ausgeschlossen bleibt die Haftpflicht

. wegen Schaden aus Gebrauch von Kraft-, Luft- (auch
Raum-) oder Wasserfahrzeugen. Nicht versichert ist die
Haftpflicht des Eigentimers, Besitzers, Halters oder Fih-
rers eines Kraft-, Luft- (auch Raum-) oder Wasserfahr-
zeugs wegen Schaden, die durch den Gebrauch des
Fahrzeugs verursacht werden;

. wegen Schéaden, die nachweislich auf Kriegsereignissen,
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Un-
ruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar
auf Verfugung oder MaRnahmen von hoher Hand beru-
hen;

. bei einer privaten Hundedressur sind ausgeschlossen
Haftpflichtanspriche wegen Schaden an Figuranten
(Scheinverbrechern).
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far die Haftpflichtversicherung “K

Vertragspartner

Geltendes Recht

Vertragsgrundlagen

Richtlinien fir die An-
tragsaufnahme

Vertragsdauer

Vertragspartner und Versicherer ist die Haftpflichtkasse Darmstadt — Haft-
pflichtversicherung des Deutschen Hotel- und Gaststattengewerbes — VVaG,
Arheilger Weg 5, 64380 Rol3dorf.

Auf den Versicherungsvertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land Anwendung.

Die gegenseitigen Rechte und Pflichten regeln sich nach dem Antrag und den
Allgemeinen Versicherungsbedingungen fiur die Haftpflichtversicherung (AHB),
den Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR), etwaigen
sonstigen Vereinbarungen, den gesetzlichen und nachstehenden Bestimmun-
gen sowie der Satzung der HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT.

Die malfgeblichen Verbraucherinformationen der HAFTPFLICHTKASSE
DARMSTADT werden dem Antragsteller rechtzeitig vor seiner Vertragserkla-
rung gemal § 7 VVG in Textform Ubergeben bzw. dem Interessenten bei einer
Angebotsanfrage mit dem Angebot libersandt.

Fur die Risikobeurteilung und somit fur die tarifliche Einstufung sind teilweise
detaillierte Angaben erforderlich, u. a. Angaben uber Vorversicherung, Vor-
schéaden usw.

Individuelle Risikoverhéltnisse kdnnen besondere Beitragszuschlage, Bedin-
gungen, Selbstbeteiligungen usw. erfordern.

Die im Antrag vorgesehenen Fragen miissen vollstdndig und sorgfaltig beant-
wortet werden.

Bei Risiken, die im Tarif nicht enthalten oder mit Anfrage bezeichnet sind: An-
frage bei der HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT erforderlich.

Mundliche Nebenabreden zum Antrag, zum Tarif sowie zu den Bedingungen
sind rechtsungultig.

Das Datum des Versicherungsbeginns darf nicht vor Antragsaufnahme liegen.
Antrage kdnnen nicht friiher als ein Jahr vor Vertragsbeginn angenommen wer-
den.

Hat der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz/Sitz im Ausland, sind eine deut-
sche Korrespondenzanschrift und die Abbuchung von einem deutschen Bank-
konto zwingend erforderlich.

Der Vertrag wird zunéchst fur ein Jahr geschlossen. Nach Ablauf dieser Zeit
verlangert sich der Vertrag stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn nicht spéates-
tens drei Monate vor dem jeweiligen Ablauf der anderen Partei eine schriftliche
Kiindigung zugegangen ist.

Fur die Bauherren-Haftpflichtversicherung gilt: Der Vertrag endet mit Beendi-
gung der Bauarbeiten, spatestens zwei Jahre nach Versicherungsbeginn. Es
erfolgt keine automatische Verlangerung.

Fur die Haftpflichtversicherung fur kurzfristige Veranstaltungen gilt: Der Vertrag
endet mit Beendigung der Veranstaltung, spatestens sieben Tage nach Versi-
cherungsbeginn. Es erfolgt keine automatische Verlangerung.

Fir die Betriebs-Haftpflichtversicherung gilt: Es ist zulassig, Versicherungsver-
trdge mit einer mehrjdhrigen Vertragsdauer (einschlie3lich Verlangerungsklau-
sel) abzuschlieRen. Zu bestimmten Tarifabschnitten gelten hinsichtlich Laufzeit
und Dauernachlass Sonderregelungen. Zu beachten ist weiterhin das dem Ver-
sicherungsnehmer zustehende Widerrufsrecht bei Vereinbarung einer Ver-
tragsdauer von mehr als 1 Jahr. Ein Dauernachlass von 5 % kann bei einer Ver-
tragsdauer von 3 Jahren berechnet werden, sofern in den einzelnen Tarif-
abschnitten keine Sonderregelungen getroffen wurden.

Der Versicherungsschutz beginnt friilhestens am Tag der Antragsaufnah-
me, 0:00 Uhr.
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Deckungssummen/
Versicherungssummen

Beitragsberechnung

Beitragsangleichung

Beitragsregulierung

Gebihren und Kosten

Versicherungsteuer

Haftungsbeginn des Versi-
cherers

Kundigungsmaoglichkeiten
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Hinsichtlich der Hohe der Deckungs-/Versicherungssummen wird auf die Anga-
ben im Antrag sowie im Versicherungsschein verwiesen.

Die Deckungs-/Versicherungssummen gelten je Schadenereignis.

Die Gesamtleistung fur alle Versicherungsfélle eines Versicherungsjahres ist
nicht maximiert.

Fir die Betriebs-Haftpflichtversicherung gilt:

Hinsichtlich der Hohe der Deckungs-/Versicherungssummen und der Gesamt-
leistungen fiir alle Versicherungsfélle eines Versicherungsjahres wird auf die
Angaben im Antrag sowie im Versicherungsschein verwiesen.

Die Beitrdge sind im Voraus zu zahlen; keine Vorauszahlungen fur mehr als ein
Jahr.

Bei halbjahrlicher Zahlungsweise werden 3 %, bei vierteljghrlicher Zahlungs-
weise 5 % Zuschlag berechnet. Der Beitrag wird dann in halb- bzw. vierteljahrli-
chen Raten entrichtet.

Die Einzelbeitrage, der zu entrichtende Gesamtbeitrag und die Zahlungsweise
ergeben sich aus dem Antrag und dem Versicherungsschein.

Die Mindestrate je Versicherungsschein oder Beitragsrechnung betragt
30,00 EUR pro Rate (zuzuglich Versicherungsteuer).

Fur die Bauherren- und die Haftpflichtversicherung fiir kurzfristige Veranstaltun-
gen gilt: Der Beitrag gilt als Einmalbeitrag fur die Vertragsdauer. Den Beitragen
ist die gesetzliche Versicherungsteuer hinzuzurechnen.

Beitragsangleichung: siehe Ziffer 15 der AHB — gilt nicht fur die Bauherren-
Haftpflichtversicherung und die Haftpflichtversicherung fur kurzfristige Veran-
staltungen.

Beitragsregulierung: siehe Ziffer 13 der AHB.

Gebiihren und Kosten fiir die Aufnahme des Antrags oder aus anderen Grin-
den werden nicht erhoben.

Versicherungsvermittler und Versicherungsmakler sind nicht berechtigt, ihrer-
seits noch besondere Gebuhren oder Kosten zu berechnen.

Der Versicherer ist gesetzlich verpflichtet, Versicherungsteuer zu erheben; sie
betragt zurzeit 19 %.

Die Haftung des Versicherers beginnt mit der Einlésung des Versicherungs-
scheins, jedoch nicht vor dem darin festgesetzten Zeitpunkt. Bei Erteilung einer
Einzugsermachtigung kdnnen bis auf Widerruf die am Falligkeitstag jeweils gil-
tigen Beitrdge von dem angegebenen Bankkonto zugunsten der
HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT eingezogen werden. Die Einzugserméach-
tigung gilt auch fur Ersatzvertrage.

Kundigung zum Ablauf
GemalR Ziffer 16.2 der AHB kann jede Versicherung spatestens drei Monate vor
Ablauf schriftlich gekiindigt werden.

Kindigung bei Vertragsdauer tber 3 Jahre

Gemal 8 11 VVG Abs. 4 kann ein Versicherungsverhaltnis, das fur eine Dauer
von mehr als drei Jahren eingegangen worden ist, zum Ende des dritten oder
jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten
gekindigt werden.

Kundigung bei Beitragsangleichung

GemalR ziffer 18 der AHB kann der Versicherungsnehmer das Vertragsverhalt-
nis kiindigen, wenn der Versicherer aufgrund einer Beitragsangleichung gem.
Ziffer 15 der AHB den Beitrag erhoht, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes andert. Voraussetzung ist jedoch, dass die Kiindigung innerhalb
eines Monats nach Eingang der Mitteilung des Versicherers ausgesprochen
wird. Der Versicherungsnehmer kann mit sofortiger Wirkung, frihestens jedoch
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erh6hung, den Vertrag kiindigen.
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Kindigung im Schadenfall
Ohne Beachtung der Laufzeit des Vertrages besteht ein Kindigungsrecht nach
Leistung einer Schadenersatzzahlung gemaf Ziffer 19 der AHB.

Risikofortfall/Tod des Versicherungsnehmers

Eine rein personengebundene Haftpflichtversicherung, z. B. als Lehrer, ist mit
der Berufsaufgabe bzw. mit dem Tod des VN erloschen. Auf die Zusatzregelung
zur Privat-Haftpflichtversicherung (PHV) wird besonders hingewiesen (vgl. IV
Ziffer 5 der Besonderen Bedingungen fiir die PHV).

Beim  Verkauf eines  Grundsticks (Haus- und  Grundbesitzer-
Haftpflichtversicherung) erlischt die Versicherung automatisch mit dem Tag, an
dem der neue Eigentimer im Grundbuch eingetragen wird. Will der Erwerber
die Versicherung fortfiihren, muss er einen schriftlichen Antrag stellen.

Bei Verkauf eines Tieres (Hund, Pferd, Pony) erlischt die Versicherung eben-
falls und der neue Besitzer bleibt ohne Versicherungsschutz. Will der Erwerber
die Versicherung fortfuhren, muss er einen schriftlichen Antrag stellen.

Erbschaft, Erbfolge

Beim Ableben des VN kann der Erbe die bestehenden Versicherungen nicht
kundigen. Hierunter zahlen u. a. Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht, Tierhal-
ter-Haftpflicht sowie Betriebs-Haftpflichtversicherungen.

Dagegen gilt die Ubergabe eines Hauses und/oder Betriebes an einen Erbbe-
rechtigten (z. B. Vater auf Sohn vor dem Erbfall) als VerduRerung und der
Ubernehmer kann kiindigen wie beim Inhaberwechsel.

Bei personengebundenen Haftpflichtversicherungen: siehe Satz 1 und 2 Ab-
schnitt ,Risikofortfall”.

Kiundigung bei Inhaberwechsel

Betriebs-Haftpflichtversicherungen gehen automatisch auf den Erwerber Uber.
Dieser hat das Recht, die Versicherung innerhalb eines Monats nach Kenntnis-
nahme mit sofortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode zu kiindigen (8§ 102 Abs. 2 VVG). Bei Anderungen der Firmenbe-
zeichnung und/oder der Kapitalbeteiligungen besteht keine Kiindigungsmdog-
lichkeit.

Bei Anderung der Rechtsform von z. B. Personen zur Kapitalgesellschatft ist ein
Besitzwechsel eingetreten und damit eine Kiindigungsmaglichkeit gegeben.

Im Erbfall (Ableben des VN) kann der Rechtsnachfolger (Erbe) nicht kiindigen
(88 1922, 1967 BGB). Die Versicherung muss Gbernommen werden. Eine Kun-
digung ist nur zum Ablauf méglich. Dagegen gilt die Ubergabe eines Betriebes
an einen Erbberechtigten (z. B. Vater auf Sohn vor dem Erbfall) als VerauRle-
rung und der Ubernehmer kann kiindigen wie beim Inhaberwechsel. Es gilt wie-
der Satz 1 dieses Abschnitts.

Konkurs und Vergleichsverfahren

Das Versicherungsverhaltnis besteht auch nach der Konkurseroffnung fort. Der
Konkursverwalter ist uns mitzuteilen. Dieser hat die Wahl, den Vertrag nach
Kenntnisnahme innerhalb eines Monats zu Ubernehmen oder zu kiindigen.

Die vorgenannten Bestimmungen zu den Kindigungsmadglichkeiten gel-

ten nicht fur die Bauherren-Haftpflichtversicherung und die Haftpflicht-
versicherung fur kurzfristige Veranstaltungen.

31



Xl Merkblatt zur Datenverarbeitung

Inhaltsverzeichnis

Vorbemerkung

Einwilligungserklarung

Schweigepflichtentbindungserklarung

Datenspeicherung bei lhrem Versicherer

Datenubermittlung an Ruckversicherer

Datentibermittlung an andere Versicherer

Zentrale Hinweissysteme

Datenverarbeitung in und auf3erhalb der Unternehmensgruppe
Betreuung durch Versicherungsvermittler

Weitere Auskiinfte und Erlauterungen tber Ihre Rechte

NookwhE

Vorbemerkung

Versicherungen konnen heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elek-
tronischen Datenverarbeitung (EDV) erfullen. Nur so lassen sich Vertrags-
verhéltnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die
EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor miss-
bréauchlichen Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die
Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu lhrer Person wird
durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Da-
tenverarbeitung und -nutzung zulassig, wenn das BDSG oder eine andere
Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das
BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im
Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhéltnisses oder vertrags-
ahnlichen Vertrauensverhéltnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung
berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwirdige Interesse des
Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung Uberwiegt.

Einwilligungserklarung

Unabhéngig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwa-
gung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage fur die Datenverar-
beitung ist in lhren Versicherungsantrag eine Einwilligungserklarung nach
dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt Uber die Beendigung des
Versicherungsvertrags hinaus, endet jedoch — auBler in der Lebens- und
Unfallversicherung — schon mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren
jederzeit moglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklarung bei Antrag-
stellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u. U. nicht zu einem
Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener
Einwilligungserklarung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem
begrenzten gesetzlich zuldssigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung be-
schrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklarung

Daneben setzt auch die Ubermittlung von Daten, die wie z. B. beim Arzt
einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffe-
nen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und
Unfallversicherung (Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine
Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten.

Im Folgenden wollen wir lhnen einige wesentliche Beispiele fir die Daten-
verarbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei lhrem Versicherer

Wir speichern Daten, die flir den Versicherungsvertrag notwendig sind.
Das sind zunachst lhre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter
werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kunden-
nummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versicherungsdau-
er, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben ei-
nes Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverstéandigen oder eines
Arztes, gefuihrt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern
wir Ilhre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten,
wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfahigkeit, die
Feststellung lhrer Reparaturwerkstatt Uber einen Kfz-Totalschaden
oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den Auszahlungsbetrag
(Leistungsdaten).

2. Datenubermittlung an Rickversicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets
auf einen Ausgleich der von ihm ubernommenen Risiken achten. Des-
halb geben wir in vielen Fallen einen Teil der Risiken an Rickversiche-
rer im In- und Ausland ab. Diese Riickversicherer benétigen ebenfalls
entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns, wie Versi-
cherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des
Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien.
Soweit Ruckversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mit-
wirken, werden ihnen auch die dafur erforderlichen Unterlagen zur
Verfugung gestellt. In einigen Fallen bedienen sich die Riickversiche-
rer weiterer Ruckversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Da-
ten Ubergeben.

3. Datenubermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei An-
tragstellung, jeder Vertragsanderung und im Schadenfall dem Versi-
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cherer alle fur die Einschatzung des Wagnisses und die Schadenab-
wicklung wichtigen Umsténde anzugeben. Hierzu gehoéren z. B. Versi-
cherungsfalle sowie Mitteilungen Uber gleichartige andere Versiche-
rungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekiindigte) sowie
frihere Krankheiten. Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, e-
ventuelle Widerspriiche in den Angaben des Versicherten aufzuklaren
oder um Lucken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden
zu schlieBen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Aus-
kunft zu bitten oder entsprechende Auskunfte auf Anfragen zu erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fallen (Doppelversicherungen,
gesetzlicher Forderungsiibergang sowie bei Teilungsabkommen) ei-
nes Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versiche-
rern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name
und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes und
des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhéhe und
Schadentag.

. Zentrale Hinweissysteme

Bei Priifung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig
sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklarung des Sachverhalts
oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den
zustandigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder
auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu beantworten.
Dazu bestehen bei den Fachverbanden zentrale Hinweissysteme. Sol-
che Hinweissysteme gibt es beim Verband der Lebensversicherungs-
Unternehmen, beim Verband der Schadenversicherer (Zusammen-
schluss der bisherigen Verbande: Verband der Haftpflichtversicherer,
Unfallversicherer, Autoversicherer und Rechtsschutzversicherer —
HUK Verband, Verband der Sachversicherer, Deutscher Transport-
Versicherungs-Verband) sowie beim Verband der privaten Kranken-
versicherung. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nut-
zung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System ver-
folgt werden durfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen er-
fallt sind.

Beispiele:

Kfz-Versicherer

Registrierung von auffalligen Schadenféllen, Kfz-Diebstéhlen sowie
von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs
besteht.

Zweck: Risikoprifung, Schadenaufklarung und -verhitung.

Lebensversicherer

Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des Risikos bzw. An-
nahme mit Beitragszuschlag,

aus versicherungsmedizinischen Grunden,

aufgrund der Auskunfte anderer Versicherer,

wegen verweigerter Nachuntersuchung.

Aufhebung des Vertrags durch Ricktritt oder Anfechtung seitens des
Versicherers; Ablehnung des Vertrags seitens des Versicherungs-
nehmers wegen geforderter Beitragszuschlage.

Zweck: Risikoprifung.

Rechtsschutzversicherer

Vorzeitige Kiindigungen und Kundigungen zum normalen Vertragsab-
lauf durch den Versicherer nach mindestens zwei Versicherungsféllen
innerhalb von 12 Monaten.

Kindigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer
nach mindestens 3 Versicherungsfallen innerhalb von 36 Monaten.
Vorzeitige Kiindigungen und Kundigungen zum normalen Vertragsab-
lauf bei konkret begriindetem Verdacht einer betriigerischen Inan-
spruchnahme der Versicherung.

Zweck: Uberpriifung der Angaben zu Vorversicherungen bei der An-
tragstellung.

Sachversicherer

Aufnahme von Schaden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt
oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs
der Vertrag gekiindigt wird und bestimmte Schadensummen erreicht
sind.

Zweck: Risikoprifung, Schadenaufklarung, Verhinderung weiteren
Missbrauchs.

Transportversicherer

Aufnahme von auffalligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauchs)
Schadenféllen, insbesondere in der Reisegepackversicherung.

Zweck: Schadenaufklarung und Verhinderung von Versicherungs-
missbrauch.

Unfallversicherer

Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeige-
pflicht.

Leistungsablehnung wegen vorsatzlicher Obliegenheitsverletzung im
Schadenfall, wegen Vortaduschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen,
auRerordentlicher Kiindigung durch den Versicherer nach
Leistungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung.

Zweck: Risikoprifung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch.



Datenverarbeitung in und auf3erhalb der Unternehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversi-
cherung) werden durch rechtlich selbststandige Unternehmen betrie-
ben. Um den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbie-
ten zu kdnnen, arbeiten die Unternehmen héaufig in Unternehmens-
gruppen zusammen. Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Be-
reiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So
wird z. B. lhre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Vertra-
ge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschlieen: Und
auch lhre Versicherungsnummer, die Art der Vertrage, ggf. lhr Ge-
burtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. lhre allgemeinen
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zentralen Da-
tensammlung gefiihrt.

Dabei sind die sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kundennum-
mer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Vertrage) von allen Un-
ternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende
Post immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort
der zustandige Partner genannt werden. Auch Geldeingange kénnen
so in Zweifelsféllen ohne Riickfragen korrekt verbucht werden. Die Ub-
rigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dage-
gen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweili-
gen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden,
spricht das Gesetz auch hier von ,Datentibermittlung®, bei der die Vor-
schriften des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. Bran-
chenspezifische Daten — wie z. B. Gesundheits- oder Bonitatsdaten —
bleiben dagegen unter ausschlieBlicher Verfugung der jeweiligen Un-
ternehmen.

Betreuung durch Versicherungsvermittler

In Thren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch lhren Ver-
mittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzelpersonen
auch Vermittlungsgesellschaften. Um seine Aufgaben ordnungsgemaf
erfullen zu kénnen, erhalt der Vermittler zu diesen Zwecken von uns
die fur die Betreuung und Beratung notwendigen Angaben aus lhren
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer,
Beitrage, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der
Versicherungsfalle und Hohe von Versicherungsleistungen. Aus-
schlieBlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenver-
sicherung kdnnen an den zusténdigen Vermittler auch Gesundheitsda-
ten Ubermittelt werden. Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen
selbst diese personenbezogenen Daten im Rahmen der genannten
Beratung und Betreuung des Kunden. Auch werden sie von uns uber
Anderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler
ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des
BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Be-
rufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

Weitere Auskinfte und Erlauterungen tber Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben
dem eingangs erwahnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie
unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sper-
rung oder Léschung lhrer in einer Datei gespeicherten Daten. Wegen
eventueller weiterer Auskiinfte und Erlauterungen wenden Sie sich bit-
te an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers.
Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung,
Sperrung oder Léschung wegen der beim Rickversicherer gespei-
cherten Daten stets an lhren Versicherer.
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Xl Satzung

Firma, Sitz, Geschéftsgebiet

§1

1. Der im Jahr 1898 gegriindete Verein ist ein groRer Versicherungs-
verein auf Gegenseitigkeit im Sinne des Gesetzes Uber die Beaufsich-
tigung der privaten Versicherungsunternehmen (VAG).

2. Der Name lautet ,Haftpflichtkasse Darmstadt — Haftpflichtversicherung
des Deutschen Hotel- und Gaststattengewerbes — VVaG*.

3. Der Sitz des Vereins ist RoRdorf bei Darmstadt.
Geschéaftsgebiet des Vereins ist das In- und Ausland.

§2

Der Zweck des Vereins ist, Mitglieder und Nichtmitglieder nach MaRgabe
der Versicherungsbedingungen zu versichern. Er betreibt das Versiche-
rungsgeschaft nur als Erstversicherer.

Mitgliedschaft

§3
Die Mitgliedschaft wird durch Abschluss eines Versicherungsvertrages
oder durch Eintritt in einen bestehenden Versicherungsvertrag erworben.

Die Mitgliedschaft endet, wenn kein Versicherungsverhéltnis mehr mit
dem Mitglied besteht. Die Mitgliedschaft ist Ubertragbar und vererblich.

Der Verein kann auch Nichtmitglieder gegen feste Entgelte versichern.

Leistungen der Mitglieder

§4

Die Mitglieder haben jahrliche Beitrage nach den Tarifen, die der Vorstand
des Vereins festsetzt, zu entrichten.

Die Beitrage werden von den Mitgliedern im Voraus erhoben. Nachschus-
se werden nicht erhoben. Versicherungsanspriiche diirfen nicht gekurzt
werden.

Verlustriicklage, Verwendung des Uberschusses

§5

1. Zur Deckung eines auBergewohnlichen Verlustes aus dem Geschafts-
betrieb ist eine Verlustricklage zu bilden. Die Verlustricklage muss
mindestens 35 % der Beitragseinnahmen fiir eigene Rechnung betra-
gen. Solange die Verlustriicklage diesen Mindestbetrag nicht erreicht
hat, ist ihr der gesamte Jahresiiberschuss zuzufiihren.

2. Ist der Mindestbetrag erreicht, sind der Verlustriicklage mindestens
10 % des Jahresiiberschusses zuzufiihren. Dariiber hinaus ist der Teil
des Jahresuberschusses der Verlustriicklage zuzufiihren, der unter
Beachtung kaufmannischer Grundséatze zur Aufrechterhaltung und
Entwicklung des Geschéftsbetriebes des Vereins notwendig ist.

3. Von der Zufuhrung zur Verlustricklage kann mit Genehmigung der
Mitgliedervertreterversammlung abgesehen werden.

§6

1. Der sich aus der Gewinn- und Verlustrechnung ergebende Uber-
schuss, soweit er nicht geméan § 5 der Verlustricklage zugefiihrt wird,
ist der Ruckstellung fur Beitragsriickgewahr zuzuweisen. Die Ruck-
stellung fur Beitragsrickgewahr ist ausschlielich zur Gewahrung von
Beitragsriickerstattungen bestimmt. Der Verein ist jedoch berechtigt,
mit Zustimmung der Aufsichtsbehérde in Ausnahmeféllen die Ruck-
stellung fiir Beitragsriickgewahr, soweit sie nicht auf bereits festgeleg-
te Uberschussanteile entfallt, im Interesse der Versicherten zur Ab-
wendung eines Notstandes des Vereins heranzuziehen.

2. Uber den Zeitpunkt der Beitragsriickerstattung und (iber die Hohe des
gesamten zur Beitragsriickerstattung vorgesehenen Betrags entschei-
det die Mitgliedervertreterversammlung auf gemeinsamen Vorschlag
von Aufsichtsrat und Vorstand. Der anteilige Betrag der Beitragsriick-
erstattung fiir das einzelne Mitglied richtet sich nach der vom Mitglied
geleisteten Jahrespramie. Die Beitragsriickerstattung wird nicht aus-
gezahlt, wenn sie weniger als 10 % der Jahrespramie betragen wirde.
Mitglieder, deren Vertragsverhdltnis im letzten Geschéftsjahr nicht
schadenfrei verlaufen ist, kbnnen von der Beitragsriickerstattung aus-
geschlossen werden. Von der Beitragsriickerstattung sind ausge-
schlossen Mitglieder, die im Laufe des Geschaftsjahres beigetreten
oder ausgeschieden sind. Die Beitragsriickerstattung kann in der
Form erfolgen, dass eine Verrechnung mit dem néchstfalligen Jahres-
beitrag stattfindet.

Vermogensanlage

§7
Fir die Anlegung des Vermdgens gelten die gesetzlichen Vorschriften
und Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbehdrde.
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Geschéftsjahr

§8
Das Geschéftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

Bekanntmachungen

89
Die Bekanntmachungen des Vereins erfolgen im elektronischen Bundes-
anzeiger (§ 28 Abs. 2 VAG).

Verfassung und Geschéftsfihrung

§10
Die Organe des Vereins sind:

1. der Vorstand,
2. der Aufsichtsrat und
3. die Mitgliedervertreterversammliung.

Die Mitglieder der Organe des Vereins missen Mitglieder des Vereins
sein. Sie durfen nicht den Organen anderer Versicherungsunternehmen
angehoren. Ausnahmen bedurfen der Genehmigung des fur die Bestel-
lung zustandigen Organs des Vereins.

Vorstand

§11

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen, die vom Aufsichts-
rat bestellt werden. Der Verein wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmit-
glieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Pro-
kuristen vertreten. Der Vorstand fiihrt die Geschéfte des Vereins nach
Maf3gabe der Gesetze, der Satzung und der vom Aufsichtsrat aufgestell-
ten Geschéftsordnung. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des
Geschaftsjahres fur das vergangene Geschéftsjahr die Jahresbilanz und
die Gewinn- und Verlustrechnung (Jahresabschluss) sowie den Ge-
schéftsbericht aufzustellen und den Abschlussprifern vorzulegen.

Aufsichtsrat

§12

Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Personen. Die Aufsichtsratsmitglieder
werden fur die Zeit bis zur Beendigung der Mitgliedervertreterversamm-
lung bestellt, die Uber die Entlastung fur das vierte Geschéaftsjahr nach
dem Beginn der Amtszeit beschliet. Das Geschéftsjahr, in dem die
Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Jedes Mitglied des Aufsichtsra-
tes kann sein Amt unter Einhaltung einer vierwdchigen Kindigungsfrist
auch ohne wichtigen Grund niederlegen. Die Kindigung ist dem Vorsit-
zenden des Aufsichtsrates oder seinem Stellvertreter sowie dem Vorstand
mitzuteilen. Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied wahrend seiner Amtszeit
aus, so wahlt die auf diesen Zeitpunkt folgende nachste Mitgliedervertre-
terversammlung den Nachfolger fur die volle Amtszeit.

§13

1. Der Aufsichtsrat wahlt alljahrlich nach der ordentlichen Mitgliederver-
treterversammlung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen
Stellvertreter. Scheiden im Laufe einer Wahlperiode der Vorsitzende
oder der Stellvertreter aus ihrem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat un-
verzuglich eine Neuwahl fur den Ausgeschiedenen vorzunehmen.

2. Aufsichtsrate scheiden mit der dem 72. Geburtstag folgenden Mitglie-
dervertreterversammlung aus ihnrem Amt.

3. Die Einberufung der Sitzungen des Aufsichtsrates erfolgt durch den
Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter schriftlich, telefonisch oder
durch elektronische Medien.

4. Die Beschliisse des Aufsichtsrates werden in den Sitzungen gefasst,
Beschlussfassung in schriftlicher Form oder durch elektronische Me-
dien ist zulassig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrates aus beson-
deren Griinden eine solche Beschlussfassung anordnet und kein Mit-
glied des Aufsichtsrates diesem Verfahren widerspricht.

5. Der Aufsichtsrat ist beschlussféhig, wenn mindestens vier Mitglieder
anwesend sind. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschliisse mit Stimmen-
mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden,
bei Wahlen das Los den Ausschlag. Die Art der Abstimmung bestimmt
der Vorsitzende. Bei schriftlicher Stimmabgabe oder durch elektroni-
sche Medien gelten die Bestimmungen entsprechend.

6. Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden namens des Aufsichts-
rates durch den Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben.
Uber die Verhandlungen und Beschliisse des Aufsichtsrates ist eine
Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates
oder seinem Stellvertreter zu unterzeichnen ist.



§14

Dem Aufsichtsrat obliegt die gesetzlich vorgesehene Uberwachung der
Geschaftsfihrung des Vorstandes. Er kann eine Geschéftsordnung fur
den Vorstand festlegen und in dieser Geschéftsordnung bestimmen, fiir
welche Félle er sich das Recht der Zustimmung vorbehalt. Grundsétzlich
bedarf der Vorstand der Zustimmung des Aufsichtsrates:

a) zur Erteilung von Prokuren,
b) zur Aufnahme langfristiger Verbindlichkeiten,
¢) zum Erwerb und der VerauRerung von Grundeigentum.

§15
Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten eine jahrliche Vergutung, tber
deren Hohe die Mitgliedervertreterversammlung beschlief3t.

Mitgliedervertretung

§16

1. Oberste Vertretung des Vereins ist die Mitgliedervertretung. Sie vertritt
die Gesamtheit der Mitglieder.

2. Die Mitgliedervertretung besteht aus hochstens 24, mindestens
16 Mitgliedern, die von ihr selbst auf 6 Jahre gewdhlt werden. Alle
2 Jahre sollen 1/3 der Mitgliedervertreter gewahlt werden. Die Wie-
derwahl ist zuléssig. Wahlbar sind alle volljahrigen Mitglieder des Ver-
eins, die das 67. Lebensjahr noch nicht erreicht haben. Nicht wahlbar
sind Mitglieder des Aufsichtsrates sowie Personen, die in einem Ar-
beitsverhéltnis mit dem Verein oder in den Diensten eines anderen
Versicherers stehen. Ausnahmen konnen zugelassen werden. Die
Mitgliedervertreterversammlung soll den repréasentativen Querschnitt
der Vereinsmitglieder bilden, insbesondere der Bereiche Geschéfts-
und Privatkunden.

3. Die Mitglieder der ersten Mitgliedervertretung werden von der Haupt-
versammlung gewahlt, die Uber die Satzungsanderung zur Einfihrung
einer Mitgliedervertretung beschlie3t, und zwar unmittelbar nachdem
diese Satzungsanderung beschlossen worden ist. Vorschlagsberech-
tigt fur die Wahl sind der Aufsichtsrat, der Vorstand sowie die anwe-
senden Mitglieder. Im Hinblick auf die Bestimmung in Absatz 2 dieses
Paragrafen, wonach 1/3 der Mitgliedervertreter alle 2 Jahre gewahit
werden, werden bei der Wahl der ersten Mitgliedervertretung 1/3 der
Mitgliedervertreter fur 2 Jahre, 1/3 der Mitgliedervertreter fur 4 Jahre,
1/3 der Mitgliedervertreter fur 6 Jahre gewabhlt.

Wahlverfahren

§17

1. Die Wahlen zur Mitgliedervertretung sind geheim. Gewahlt wird mit
Stimmzetteln.

2. Der Vorstand stellt fir jede Wahl mindestens einen Wahlkandidaten
auf. Aufsichtsrat und Mitgliedervertretung kénnen eigene Vorschlage
aufstellen. Die Vorschlage missen einen Monat vor der Mitgliederver-
treterversammlung beim Vorstand eingegangen sein.

3. Gewahlt werden kann nur ein Kandidat, fur den ein form- und fristge-
rechter Wahlvorschlag vorliegt.

4. Jeder Wahlberechtigte hat so viel Stimmen wie Personen zu wahlen
sind. Er darf keinem Kandidaten mehr als eine Stimme geben.

5. Gewahlt ist, wer die Stimmen von mehr als der Halfte der Wahl-
berechtigten auf sich vereinigt. Trifft das fir mehrere Kandidaten zu,
entscheidet die héhere Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das Los.

6. Wird ein zweiter Wahlgang erforderlich, ist gewahlt, wer die Stimmen
von mindestens 6 an der Wahl teilnehmenden Wahlberechtigten auf
sich vereinigt. Trifft das fur mehrere Kandidaten zu, entscheidet die
héhere Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das Los.

7. Ein weiterer Wahlgang findet in derselben Mitgliedervertreterver-
sammlung nicht statt.

Mitgliedervertreterversammlung

§18

1. Die Mitgliedervertreterversammlung wird durch den Vorstand einbe-
rufen. Sie soll am Sitz des Vereins oder an einem anderen Ort der
Bundesrepublik Deutschland in den ersten 8 Monaten eines jeden
Jahres stattfinden. Die Einberufung muss unter Angabe der Firma,
des Sitzes der Gesellschaft, der Zeit, des Ortes und der Tagesord-
nung der Versammlung mindestens 1 Monat vor dem Tag der Ver-
sammlung nach den gesetzlichen Vorschriften bekannt gemacht wer-
den. Antrage zu Gegenstanden der Tagesordnung, uUber welche die
Mitgliedervertreterversammlung beschlieBen soll, missen mindestens
2 Wochen vor der Mitgliedervertreterversammlung durch eingeschrie-
benen Brief dem Vorstand eingereicht werden.

2. Den Vorsitz in der Mitgliedervertreterversammlung fiihrt der Vorsit-

zende des Aufsichtsrates oder sein Stellvertreter oder ein vom Vorsit-

zenden zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied.

Das Stimmrecht kann nur personlich ausgetiibt werden.

Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankiindigung der Tages-

ordnung abweichende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstande

bestimmen.

5. Die Versammlung ist bei Anwesenheit von mindestens der Halfte der
Mitgliedervertreter beschlussfahig. Ist die erforderliche Anzahl nicht
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erschienen, so darf die folgende Versammlung tber die Gegenstéande
der gleichen Tagesordnung beschlieBen, wenn in der Einladung dar-
auf hingewiesen wird, dass diese Versammlung ohne Ricksicht auf
die Anzahl der erschienenen Mitgliedervertreter beschlussfahig ist.
Die Beschliisse werden, soweit Gesetz und Satzung nicht anderes
bestimmen, mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Stimmengleich-
heit gilt als Ablehnung. Die Art der Abstimmung bestimmt der Vorsit-
zende. Auf Antrag eines Mitgliedervertreters wird geheim abgestimmt.

6. Soweit die gesetzlichen Vorschriften einer Minderheit Rechte gewah-
ren, stehen diese einer Minderheit von 5 Mitgliedervertretern zu.

7. Scheiden Mitgliedervertreter vorzeitig — beispielsweise durch freiwilli-
gen Austritt — aus, so kénnen die Mitgliedervertreter in der nachsten
Mitgliedervertreterversammlung Ersatzmitglieder wéhlen. Die Amtszeit
der Ersatzmitglieder wahrt so lange, wie das Amt der Ausgeschiede-
nen gewabhrt héatte, an deren Stelle sie getreten sind.

8. Mitgliedervertreter kdnnen wegen grober Verletzung ihrer Pflichten
oder aus einem anderen wichtigen Grund — beispielsweise bei Insol-
venz des Mitgliedervertreters oder Beteiligung an einem anderen Ver-
sicherungsunternehmen oder Vertretung eines anderen Versiche-
rungsunternehmens — von der Mitgliedervertretung mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen ausgeschlossen werden.

9. Die Mitgliedervertretung gibt sich eine Geschaftsordnung, die Re-
gelungen zur inneren Ordnung und Vergitung enthalt.

Verglitung

§19

Die Mitgliedervertreter erhalten eine Vergutung fir Reiseaufwand und
Zeitversaumnis. Die Hohe der Vergutung wird auf Vorschlag des Vorstan-
des durch Beschluss des Aufsichtsrates festgesetzt.

Vorschlagsrecht der Mitglieder

§20

Die Vereinsmitglieder kénnen Vorschlage fir die Wahl zur Mitglieder-
vertretung und Antrage zur Beschlussfassung durch die Versammlung der
Mitgliedervertreter beim Vorstand bis 2 Monate vor der Mitgliedervertreter-
versammlung einbringen und ein Vereinsmitglied zur miindlichen Begrun-
dung in die Versammlung entsenden, wenn die Vorschlage oder Antrage
von mindestens 100 Vereinsmitgliedern unterzeichnet sind.

Satzung und Allgemeine Versicherungsbedingungen

§21

Anderungen der Satzung werden von der Mitgliedervertretersammlung mit
einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen beschlossen.
Zu Anderungen, die nur die Fassung betreffen oder von der Aufsichtsbe-
horde gefordert werden, ist der Aufsichtsrat ermachtigt, der diese Ande-
rungen mit einfacher Stimmenmehrheit beschlieR3t.

Der Vorstand wird erméchtigt, allgemeine Versicherungsbedingungen mit
Zustimmung des Aufsichtsrates einzufiihren oder zu andern.

Aufldsung des Vereins

§22
Die Auflésung des Vereins oder die Verschmelzung mit einem anderen
Unternehmen kann beantragt werden:

1. vom Vorstand
2. vom Aufsichtsrat

Die Auflésung des Vereins kann nur in einer ausdrucklich zu diesem Zwe-
cke berufenen Mitgliedervertreterversammlung in namentlicher Abstim-
mung mit drei Vierteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.
Ist in der Mitgliedervertreterversammlung weniger als die Halfte samtlicher
Mitgliedervertreter anwesend, so ist binnen vier Wochen eine zweite Mit-
gliedervertreterversammlung mit derselben Tagesordnung zu berufen, die
ohne Riicksicht auf die Zahl der dann erschienenen Mitgliedervertreter die
Auflosung mit Dreiviertel-Stimmenmehrheit beschlieRen kann. Bei der
Berufung ist auf diese Rechtsfolge hinzuweisen. Bei Auflésung des Ver-
eins erloschen die Versicherungsverhaltnisse mit dem Ablauf von vier
Wochen nach Genehmigung des Aufldsungsbeschlusses durch die Auf-
sichtsbehdrde. Die Abwicklung erfolgt durch den Vorstand; doch kann die
Mitgliedervertreterversammlung auch andere Personen zu Abwicklern
wéhlen. Nach Beendigung der Abwicklung ist eine Schlussrechnung auf-
zustellen und der Mitgliedervertreterversammlung zur Prufung und Ge-
nehmigung vorzulegen, die auch uUber die Verwendung des nach Berichti-
gung der Schulden etwa noch verbleibenden Vereinsvermoégens be-
schlielt. Im Ubrigen finden die gesetzlichen Bestimmungen Anwendung.

HAFTPFLICHTKASSE DARMSTADT
— Haftpflichtversicherung des Deutschen Hotel- und Gaststattengewerbes
—VVagG, Arheilger Weg 5, 64380 RoRdorf

JLetzte Anderungsgenehmigung durch Verfiigung der Bundesanstalt fiir
Finanzdienstleistungsaufsicht — Bereich Versicherungsaufsicht vom
20.12.2007 (GZ: VA 34 — VU 5374 — 2006/15)."



	0 Deckblatt PHVTHV
	PHVTHV1 Inhalt
	PHVTHV2 Produktinfo PHV 
	PHVTHV3 Produktinfo THV
	PHVTHV4 Allg Info für den VN
	PHVTHV5 Folgen Anzeigepflicht
	PHVTHV6 Widerrufsbelehrung
	PHVTHV7 AHB
	PHVTHV8 BBR PHV NEU_20101029
	PHVTHV9  Zusatz Bed PHVTHV
	PHVTHV10 BBR THV
	PHVTHV11 Tarifbest Haft
	PHVTHV12 Merkblatt DV
	PHVTHV13 Satzung

